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Wegfall der Schuldenbremse für  
gigantische Aufrüstung der Bundeswehr
Zur Diskussion – ein erster Kommentar 
Sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene 
fällt die bisher von den Gralshütern der neoliberalen 
Marktwirtschaft als heilig betrachtete Schuldenbremse. 
Die vom zukünftigen Bundeskanzler Merz geführte Re-
gierungskoalition von Union und Sozialdemokratie sieht 
vor – praktisch unbegrenzt von jeglichen gesetzlichen 
Beschränkungen –, die Aufrüstung der Bundeswehr vo-
rantreiben zu können. Als Zugeständnis an die SPD wird 
ein Sondervermögen Infrastruktur in Höhe von 500 Mil-
liarden EUR gebildet; seine konkrete Ausgestaltung 
bleibt jedoch noch offen. Viele Erfordernisse zum Erhalt 
der Infrastruktur dienen zugleich der »Kriegstüchtig-
keit«, wie Investitionen in marode Brücken und Straßen 
oder in die Deutsche Bahn AG. Sie ermöglichen den rei-
bungslosen Transport von Militär und Rüstungsgütern 
durch die BRD nach Osten, gen Russland.

Die von der zukünftigen Bundesregierung als notwendig 
betrachtete Aufrüstung in Deutschland wird ergänzt 
durch die von der EU-Kommissionspräsidentin verkün-
dete Wegfall des Stabilitätspaktes. 800 Milliarden Euro 
werden für Rüstungsprojekte bereit gestellt. Die Schul-
denbremse innerhalb der EU-Staaten soll dafür entfallen. 
Die gigantischen Aufrüstungsprogramme dienen der 
stärkeren militärischen Präsens der Europäischen Union 
auf der weltpolitischen Bühne. Nach dem vorläufigen(?) 
Rückzug der USA aus dem Stellvertreter-Krieg gegen 
Russland werben die europäischen Kriegstreiber für eine 
eigene und umfangreiche Aufrüstung als Ersatz für die 
Hilfe und den Schutzschirm aus den USA. Sie werde not-
wendig, weil sich die Vereinigten Staaten aus ihren mili-
tärischen und finanziellen Verpflichtungen des Krieges 
in der Ukraine heraushalten wollen. Sie haben erkannt, 
dass die Ukraine militärisch nicht siegen kann. Nach-
dem für die USA wesentliche Ziele erreicht sind, wie die 

  © heba/Umbruch-Bildarchiv



2 Arbe iterpolit ik Nr . 1 ·  mÄr z 2025

Herausgeber und verantwortlicher Redakteur: A. Karaberis
Herstellung und Vertrieb: GFSA – Gesellschaft zur Förderung des 

Studiums der Geschichte der Arbeiterbewegung e.V.
GFSA e.V. • Postbank Hamburg • BIC: PBNKDEFF

IBAN: DE 28 2001 0020 0410 0772 05
e-mail: arpo.berlin@gmx.de • Internet: www.arbeiterpolitik.de

Heft  Nr. 1  ·  März  2025  ·  J ahrgang  66

Wegfall der Schuldenbremse für 	 1 
gigantische Aufrüstung der Bundeswehr	

Weg frei für verstärkte Rüstung und Durchsetzung 	 5 
der Kapitalinteressen unter Bundeskanzler Merz	

Wie Rassismus und rechtem Extremisnus 	 7 
entgegentreten?	

Bürgerschaftswahl in HH: Farblos und geräuschlos	 12

Die USA wollen den Stellvertreterkrieg beenden, 	 14 
die Europäer sollen zahlen	

Der Ukraine Krieg und seine Folgen 	 17  
nach der Wahl von Trump	

Beschluss gegen Judenhass soll Bevölkerung auf	 18 
Solidarität mit dem israelischen Apartheidregime  
verpflichten	

thyssenkrupp Steel Europe 	 21 
entledigt sich seiner Belegschaft	

Ursachen für die Entwicklung bei tkSE	 23

Mageres Ergebnis der Post-Tarifverhandlungen	 27

Die größten Kundgebungen in Griechenland 	 29 
seit Jahrzehnten	

»Die Ukraine befindet sich seit zwei Jahren im Krieg mit 
Russland. Hunderttausende  Wehrpflichtige sind seitdem 
[…] geflohen – einige haben seitdem dafür mit dem Leben 
bezahlt.« Der Spiegel berichtete über 30 Tote, die ver-
sucht hätten, sich der Einberufung durch die Flucht nach 
Moldau oder Rumänien zu entziehen.

Während in der Ukraine Kriegsdienstverweigerer ihr 
Leben aufs Spiel setzen müssen, geht es in der Bundesre-
publik um die Frage: Wer soll letzten Endes für die Ko-
sten von Aufrüstung und Unterstützung der Ukraine auf-
kommen? Die Rechnung wird der Bevölkerung von der 
zukünftigen Bundesregierung erst präsentiert, wenn sie 
fest im Sattel sitzt und ihre Aufrüstungsvorhaben durch 
den Bundestag abgesegnet wurden. Dabei kann sie sich 
der Unterstützung aus den Führungsetagen der DGB-Ge-
werkschaften sicher sein. Dies zeigt die Stellungnahme 
der DGB-Vorsitzende Yasmin Fahimi: »Die Entscheidung 
für ein Sondervermögen ist nicht weniger als ein Befrei-
ungsschlag zur Modernisierung unseres Landes. Ausrei-
chende Infrastrukturmaßnahmen für die technisch-phy-
sische sowie die soziale Infrastruktur des Landes werden 
damit endlich möglich.« Weiter führt sie aus: »Insbeson-
dere vor dem Hintergrund globaler Unsicherheiten müs-

Isolierung Russlands von den Staaten der EU, will sie 
den Krieg beenden. Er droht auf dem Schlachtfeld ent-
schieden zu werden durch die zunehmende Defensive, 
in die die ukrainischen Streitkräfte geraten sind und die 
zu deren Zusammenbruch führen könnte. 

Die amerikanische Regierung fordert in Zukunft ein 
stärkeres militärisches und finanzielles Engagement der 
Europäer. Aus dieser Tatsache wird in der medialen Dar-
stellung eine angebliche Kehrtwende der Trump-Admi-
nistration, die der Ukraine den Dolch in den Rücken 
stößt, um sich mit dem Tyrannen in Moskau zu verbrü-
dern. Die Begründung für die Notwendigkeit der gigan-
tischen Aufrüstungsbemühungen muss aufrecht erhal-
ten werden und damit das Feindbild Russland. Es 
bekäme unweigerlich Risse, wenn es den USA gelingen 
sollte zu einer Beendigung der Kampfhandlungen über 
einen Ausgleich mit Russland zu gelangen. Warum sollte 
dies den EU-Staaten nicht möglich sein? Deshalb wird 
jenseits aller praktischen Belege die Angst vor den rus-
sischen Macht- und Eroberungsplänen geschürt. Russ-
land wäre in wenigen Jahren in der Lage andere Staaten 
Europas zu überfallen und notfalls bis nach Berlin zu 
marschieren. Ohne diese Drohkulisse wären die gigan-
tische Aufrüstungspläne den arbeitenden oder erwerbs-
losen Menschen, den Jugendliche und Rentnern nicht zu 
vermitteln. Ob sie auf deren Widerstand stoßen, wird 
sich zeigen, wenn sie die Kürzungen zu Gunsten des Mi-
litärs hautnah zu spüren bekommen.

Kriege –  Zeiten für verschärfte Umverteilung

Unter der Überschrift »Rüstungs- und Bauindustrie ju-
beln über historisches Schuldenpaket von Union und 
SPD« schreibt faz.net am 6. März 25: »Die ersten Gewin-
ner der angekündigten Lockerung der Schuldenbremse 
für Verteidigungsausgaben und des 500-Milliarden-Son-
dervermögens für Investitionen in die Infrastruktur ste-
hen schon fest: Die Aktienkurse der Rüstungskonzerne 
Hensoldt, Rheinmetall und Renkt legten am Mittwoch um 
sieben bis acht Prozent zu. Die Aktie des Baukonzerns 
Hochtief sprang im Tagesverlauf um mehr als 14 Prozent 
nach oben. ‚Diese Entscheidung wirkt wie eine Art Be-
freiungsschlag‘, sagt Hans Christoph Atzpodien, der 
Hauptgeschäftsführer des Bundesverbands der Deut-
schen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie. […] Die 
geplanten Investitionen seien die ‚dringend benötigte  
Modernisierungsoffensive‘, freute sich Felix Pakleppa, 
Hauptgeschäftsführer des Zentralverband Deutsches 
Baugewerbe.«

In der Geschichte waren Zeiten der Krisen und Kriege 
fast immer verbunden mit verschärfter Umverteilung, 
wie die aktuellen Beispiele aus der FAZ belegen. Neben 
den Extragewinnen großer Konzerne spülte es auch soge-
nannte Kriegsgewinnler nach oben. Auf Grund ihrer 
Funktionen, wie beispielsweise als Militärangehörige 
oder Mitglieder der ukrainischen Rekrutierungsbüros, 
nutzen sie die Gunst der Stunde, um sich durch Beste-
chung persönlich zu bereichern, indem sie solvente 
Wehrpflichtige nicht einziehen oder als kriegsuntauglich 
einstufen. 

Über den Zustand der ukrainischen Armee vermel-
dete der »Spiegel« bereits am 4. April vorigen Jahres: 
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Etwa 200 Menschen folgten dem Aufruf der Friedenskoordi-
nation. Sie versammelten sich am Vormittag des 18. März zu 
einer Mahnwache vor dem Bundestag, um gegen die am glei-
chen Tag angesetzte Abstimmung zur Grundgesetzänderung für 
Aufrüstung zu protestieren. Um 12.30 folgten 100 streikende 
Schüler:innen und zogen vor den Reichstag

Für den Nachmittag um 17.00 Uhr hatten zahlreiche revoluti-
onäre, sozialistische und kommunistische Organisationen und 
Parteien zu einer Protestkundgebung aufgerufen. Etwa 500 Teil-
nehmende folgten diesem Aufruf. Angesichts der gigantischen 
Aufrüstung zeigt die geringe Beteiligung, dass die aufrufenden 
Organisationen kaum über Mobilisierungsmöglichkeiten verfügt, 
die über die eigene Mitgliedschaft und den engeren Anhang hi-
nausgeht. 
An der Kundgebung beteiligt hatte sich auch der Neuköllner 
Bezirksverband der Linkspartei, der in Opposition zum Partei-
vorstand steht. Ferat Kocak, der als Neuköllner Direktkandidat 
der Linkspartei überraschend das Bundestagsmandat gewon-
nen hatte, hielt zum Ende der Kundgebung eine Rede. Zum  
Auftakt der Kundgebung waren die Abstimmung über die Grund-
gesetzänderung als auch die Bundestagssitzung beendet. Aber  
weder Parlamentarier aus der Linkspartei noch aus dem BSW 

ließen sich blicken, um ihre Solidarität mit dem antimilitaristi-
schen Protest zu bekunden. 
So warfen die Ereignisse des Tages ein beredtes Licht auf die ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse: Eine (bislang?) schwache au-
ßerparlamentarische Linke, die wenig Ausstrahlungskraft besitzt 
und auf der parlamentarischen Ebene die Vertreter von Links-
partei und BSW. Mit wenigen Ausnahmen bleiben ihre Vorstel-
lungen auf parlamentarische Schach- und Winkelzüge beschränkt 
und auf die Frage, wie sich am ehesten Wahlerfolge erzielen las-
sen? Der Parteivorstand der Linkspartei und die Mehrheit der 
Bundestagsfraktion sehen Wahlerfolge am ehesten garantiert, 
indem sie sich weiterhin den Parteien der »demokratischen« 
Mitte annähern. Dazu müssen sie ihre Koalitionsbereitschaft 
und ihre Regierungsfähigkeit unter Beweis stellen, ungeachtet 
der Aussagen im Parteiprogramm oder innerparteilicher Kritik.
Es bleibt das Verdienst der außerparlamentarischen Linken,  
dass sie den Protest gegen das Aufrüstungsprogramm und die 
Grundgesetzänderung sichtbar machte, die ungeachtet des Wil-
lens der Wähler:innen noch im alten Bundestag durchgepeitscht 
wurde. Und dies noch an einem historischen Datum, den 18. 
März, an dem im Jahre 1848 in Berlin eine revolutionärer Auf-
stand stattgefunden hatte. Nach ihm ist der nahegelegene Platz 
vor dem Brandenburger Tor benannt.

Die Fotos auf dieser Seite hat uns das Umbruch Bildarchiv zur Verfügung gestellt                                       © heba/Umbruch-Bildarchiv
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zeigte man sich in einem Positionspapier bereit, für die 
Abschaffung der Schuldenbremse zu stimmen. Damit 
aber ermächtigt man die Hochrüstungs- und Kriegspoli-
tik – während man die Regierung in reinster Symbolpoli-
tik darum bittet, das auf Kredit bereitgestellte Geld doch 
bitte nur für zivile Zwecke einzusetzen.«

Noch eine Bemerkung zum Schluss. Die beiden Auto-
ren bemängeln, dass der Parteivorstand die eigene Macht 
nicht genutzt habe. Über Macht verfügt der Partei-
vorstand nicht, auch wenn eine unerwartet große Parla-
mentsfraktion hinter ihm steht. Stärke, noch keine Macht, 
kann der Antimilitarismus nur entwickeln im außerpar-
lamentarischen Kampf auf der Straße, im Stadtteil, an 
den Arbeitsstätten. Dies ist eine Aufgabe über enge Par-
teigrenzen hinweg, bei der es gilt, die materiellen und 
sozialen Interessen der arbeitenden Menschen im Blick 
zu behalten.

A./B. 11. März 2025  n

sen wir Europas Verteidigungsfähigkeit stärken und dür-
fen dabei gleichzeitig sozialen Fortschritt nicht aus- 
bremsen.« So weiß sich die Bundesregierung im Ein-
klang mit den Verbänden von Unternehen und Industrie 
sowie den gewerkschaftlichen Vorstandsetagen. Auf der 
politischen Ebene, im Bundestag, sehen die Regierungs-
koalitionäre eine solche vorbehaltlose Zustimmung 
nicht.

Undemokratische Trickserei  
zur Sicherung einer Zweidrittel-Mehrheit

Um ihre Pläne zu realisieren, benötigen sie die Zustim-
mung einer Zweidrittel-Mehrheit im Bundestag. Da sie 
darüber im neu gewählten Parlament nicht verfügen – 
AfD und Linkspartei stellen über ein Drittel der Man-
date –, griffen sie zu einem Mittel, das den Wählerwillen 
auf den Kopf stellt. In einer eilig einberufenen Sondersit-
zung hat der alte, am 23. Februar abgewählte Bundestag 
ihnen mit den Stimmen der Grünen eine Zweidrittel-
Mehrheit gesichert. Deutlicher könnten Union und Sozi-
aldemokratie ihre Missachtung der Wahlentscheidung 
nicht zum Ausdruck bringen. Die AfD braucht keinen 
Wahlkampf zu betreiben, die »Parteien der demokrati-
schen Mitte« treiben ihnen die Wähler:innen in die 
Arme. Dabei wäre dies wahrscheinlich gar nicht nötig, 
weil es etliche Realpolitiker und Parlamentarier in der 
Linkspartei gibt, die diesen Plänen zur Zweidrittel-
Mehrheit verhelfen würden. Aber die Unionsfraktion, 
die ihre Abstimmungsoffenheit gegenüber der AfD de-
monstriert hatte, will auf keinen Fall auf Stimmen aus 
der Partei DIE LINKE angewiesen sein.

Der nächste Bundestag

Im nächsten Bundestag wird also die AfD als stärkste 
Oppositionsfraktion vertreten sein. Das BSW mit seiner 
Kriegsablehnung hat sich selbst um den Erfolg, die 
5%-Hürde, gebracht, indem sie gemeinsam mit der AfD 
den Anträgen des Rassisten Merz zugestimmt hat. Auf 
der linken Seite des Parlaments konnte so nur die Partei 
DIE LINKE mit unerwarteten Stimmengewinnen einzie-
hen. In der Frage von Krieg und Frieden verhält sie sich 
wie ein schwankender Halm im Wind. Die konsequenten 
Antimilitaristen bleiben in der Minderheit.

In einem Debattenbeitrag von Sebastian Friedrich 
und Ingar Solty im 'Freitag' heißt es: »Die strategischen 
wie inhaltlichen Probleme zeigen sich aktuell besonders 
in der Frage von Krieg und Frieden. Viele, die die Partei 
gewählt oder ihr beigetreten sind, stehen Waffenliefe-
rungen in die Ukraine offen gegenüber – zu einem Zeit-
punkt, in dem die ukrainische Regierung den Krieg nur 
noch durch massivste Zwangsrekrutierungen aufrechter-
halten kann und die USA bereits nach einem Weg suchen, 
den Konflikt einzufrieren. […] Während des Wahlkampfs 
betonten Spitzenpolitiker noch, sie würden keiner weite-
ren Aufrüstung zustimmen. Doch nun hat der Parteivor-
stand sich anders positioniert: Statt in dieser historischen 
Situation die eigene Macht zu nutzen, um eine Politik zu 
verhindern, die einen verlorenen Krieg auf dem Rücken 
der ukrainischen Bevölkerung fortsetzt, neues Wettrüsten 
befeuert und dabei Sozialstaat und Demokratie gefährdet, 

 Foto: Jochen Gester



5Arbe iterpolit ik Nr . 1 ·  mÄr z 2025

n 	 Bundestagswahl : Rechtsent wicklung mit l inken E insprengseln :

Weg frei für verstärkte Rüstung und  
Durchsetzung der Kapitalinteressen unter Merz
Die Ergebnisse der Bundestagswahl brachten gegenüber 
den regelmäßig erhobenen Umfragen keine größeren 
Überraschungen. Allerdings blieben CDU/CSU unter-
halb des erwarteten Ergebnisses von 30-32 Prozent. An-
gesichts der Umfragen hatte die Unionsfraktion Ende Ja-
nuar eine Entschließung sowie ein Gesetzentwurf im 
Bundestag eingebracht. Deren Inhalte hatte sie von der 
AfD kopiert und stellte sie laut Kanzlerkandidat Merz zur 
Abstimmung, egal wer zustimmt. »Wir haben jetzt das, 
was wir für richtig halten, in den Bundestag eingebracht 
und dafür auch eine Mehrheit bekommen.« Die Wogen 
der Empörung schlugen in den kommenden Tagen hoch 
und trieben Hunderttausende Auf die Straßen. Motto: 
»Wir sind die Brandmauer«. Es waren neben Linken zum 
großen Teil Anhänger von SPD und Grünen, die ihre Be-
sorgnis vor einer Beseitigung der Brandmauer zum Aus-
druck brachten. Ziele der Demonstrationen waren häufig 
die Dependancen der Unionsparteien, wie das Adenauer-
Haus in Berlin.

Der »Sündenfall« der Unionsparteien und ihres 
Kanzlerkandidaten Friedrich Merz, wie dies Verhalten 
empört aus dem sozialdemokratischen und grünen Re-
gierungslager genannt wurde, führte nur zu leichten Ver-
lusten für die Konservativen. SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen konnten aber nicht die erhofften Stimmenge-
winne bei den Bundestagswahlen daraus ziehen. Merz 
hat sich zwar mit seiner Politik und den darauf folgenden 
Protesten ein Stück weit geschadet. Das Wahlergebnis ist 
ein Zeichen davon. Die Union blieb allerdings unange-
fochten auf dem ersten Platz und verschaffte sich einen 
Vorteil für zukünftige Koalitionsgespräche, zumindest in 
der Migrationsfrage. Nach dem Motto »Vogel friss oder 
stirb« kann sie ihren zukünftigen Koalitionspartner un-
ter Druck setzen. Sie erwartet vom zukünftigen Koaliti-
onspartner die Zustimmung zu ihrer programmatischen 
Zielsetzung. Wenn es keine Mehrheit für ihre Zuwande-
rungs- und Wirtschaftspolitik »aus der demokratischen 
Mitte« gibt, dann bleibt ja nur die Suche nach parlamen-
tarischen Mehrheiten auch jenseits der Brandmauer. 
»Brandmauer ist das falsche Bild. Ich möchte, dass der 
Brand hinter der Mauer nicht zum Flächenbrand in ganz 
Deutschland wird«, hatte Merz zur Abstimmung über die 
Union-Anträge noch erklärt und sich damit alle Möglich-
keiten offen gehalten. Es dürfte keinen Zweifel geben, 
dass sowohl die SPD als auch Bündnis90/Die Grünen ih-
ren staatsbürgerlichen Pflichten aus der demokratischen 
Mitte nachkommen werden. Aber nur die Sozialdemo-
kraten werden den praktischen Beweis antreten müssen. 
Denn, wie von der CSU erhofft, werden die Grünen für 
eine zukünftige Regierungsbildung nicht gebraucht.

Ansonsten zeigt die Wahl auf, wie weit sich die poli-
tische Landschaft nach rechts verschoben hat. Die Am-
pelkoalition hatte schon vor ihrem Auseinanderbrechen 
wesentliche Forderungen in der Abschottungs- und Asyl-
politik in ihr staatliches Handeln übernommen. Der wei-

tere Abbau des Rechtes auf Asyl, wie er in den Vorlagen 
von Union und AfD zum Ausdruck gekommen ist, soll 
nun von der zukünftigen Regierungskoalition umgesetzt 
werden. Wie weit die SPD zu Zugeständnissen bereit ist, 
wird die Zukunft zeigen. Bisher lehnte sie dauerhafte 
Grenzkontrollen und Zurückweisungen ab, mit Hinweis 
auf die europäische Rechtsprechung und das Asylrecht. 

Weitgehend einig waren und sind sich fast alle Par-
teien nach der durch Scholz verkündeten »Zeitenwende« 
und der damit einhergehenden Aufrüstung zur Herstel-
lung der Kriegstüchtigkeit. Auch von der AfD gibt es da-
gegen keine grundsätzlichen Einwände. Sie befindet sich 
im Nahostkrieg sowieso fest im westlichen Lager, an der 
Seite Israels. Und die Bedeutung ihrer Haltung gegenüber 
Russland dürfte – zumindest vorübergehend – mit den 
Gesprächen zwischen Trump und Putin abnehmen. In 
dieser Frage sieht sich die AfD in Übereinstimmung mit 
der US-Regierung. Was die strikte Ablehnung der EU 
durch die AfD betrifft; sie hat solche Positionen und ent-
sprechende Austrittsforderungen jüngst korrigiert. 

In ihren sozial- und wirtschaftspolitischen Anschau-
ungen ist sie sich mit der FDP und Teilen der CDU/CSU 
einig. In der Rentenfrage, beim Bürgergeld, dem Mindest-
lohn und im Verhältnis zu den Gewerkschaften gibt es 
Differenzen zur SPD und Teilen der Union. Ihre Aussa-
gen auf diesem Gebiet klingen wie ein auf die Spitze ge-
triebenes neoliberales Programm. Weniger Staat bei un-
begrenztem Markt und die Bewahrung der »Leistungs- 
träger« vor einer Erhöhung bzw. Erhebung der Vermö-
gens-, und Erbschaftssteuer. 

Die kommende Regierung wird sich trotz vieler Über-
schneidungen mit der AfD zunächst weiterhin aus Par-
teien der politischen Mitte zusammensetzen, höchst-
wahrscheinlich als Koalition zwischen Union und SPD. 
Dadurch wird die Umverteilungspolitik der Ampelkoa-
lition und ihrer Vorgänger, die zu dem bisher unauf- 
hörlichen Anstieg der AfD geführt hatte, verschärft  
fortgesetzt. Sie wird und muss sich sowohl den ver- 
änderten außenpolitischen Rahmenbedingungen an- 
passen, als auch neue Begehrlichkeiten des Kapitals be-
rücksichtigen.

Umverteilung und verschärfte Sparmaßnahmen – 
alles für forcierte Aufrüstung . . .

So deuten die Forderungen des transatlantischen Ver-
bündeten aus Übersee und die Äußerungen aus den Par-
teien der Mitte an, womit wir unter der nächsten Regie-
rung zu rechnen haben. Umfangreiche Sparprogramme 
in allen sozialen Bereichen stehen bevor. Die freiwer-
denden Mittel sollen die gewaltige Aufrüstung finanzie-
ren. Dadurch will die Bundesregierung zum einen den 
US-Forderungen nach Erhöhung der »Verteidigungsaus-
gaben« nachkommen, zum anderen soll auch die eigen-
ständige militärische Rolle der EU als imperialistischer 
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Konkurrent gegenüber China, Russland und auch den 
USA gestärkt werden. Derweil überbieten sich Politiker 
in der Forderung, wie hoch der Anteil der Rüstung am 
BIP sein soll. Mindestens 2 % sind den USA zugesichert 
– jetzt werden schon 3,5 bis zu 5 % ins Gespräch gebracht.

Absehbar wird eine derartige Spar- und Umvertei-
lungspolitik weiteres Wasser auf die Mühlen der AFD 
lenken. Allein durch Aufklärung und Flugblätter, mit 
besseren Programmen oder durch Wahlalternativen, so 
wichtig sie auch sind, lässt sich der Anstieg des rechtsex-
tremen Populismus nicht aufhalten. Die riesigen De-
monstrationen gegen die Beseitigung der Brandmauer 
konnten das Wahlergebnis nicht wesentlich beeinflussen. 
Denn ihnen fehlte über die Empörung hinaus ein materi-
elles und soziales Ziel. Das hätte nur bestehen können in 
der Zurückweisung der Sparmaßnahmen durch die Am-
pelkoalition, die eine Fortsetzung der Kürzungspolitik 
der GroKo darstellten.

Die Gewerkschaften stehen vor ähnlichen Schwierig-
keiten. Ihrer Empfehlung, doch den demokratischen Par-
teien der Mitte die Stimme zu geben, folgten nicht mal 
die Mitglieder aus den eigenen Organisationen. Die Ge-
werkschaftsvorstände versuchen alles, um nicht in Wi-
derspruch zur Regierung zu geraten. Solange sie keine 
eigenständige, unabhängige und politische Rolle einneh-
men, bleibt auch ihre Funktion als Gewerkschaft, als so-
ziale Interessenvertretung der arbeitenden Menschen, 
eingeschränkt. Mit der Rücksichtnahme auf die Belange 
und Sachzwänge der kapitalistischen Ordnung legen sie 
sich selbst Fesseln an. Bei der Aufstellung und Durchset-
zung von Tarifforderungen achten sie darauf, dass der 
Rahmen einer sozialpartnerschaftlichen Lösung nicht 
überschritten wird. Dies ist vor allem die Aufgabe der So-
zialdemokratie, die in den Gewerkschaften noch immer 
einen großen Teil des Führungspersonals stellt.

. . . fördern den extremen Rechtspopulismus

So werden wohl, jedenfalls solange die Sozialdemontage 
ohne Gegenwehr, ohne dass sich eine mögliche gesell-
schaftliche Alternative in den Klassenauseinanderset-
zungen herausbildet, die Kräfte mit den einfachen Lö-
sungen profitieren. Diese Lösungen bestehen vor allem 
auf dem Rücken der Schwächeren, indem Menschen mit 
anderer Hautfarbe und Herkunft, mit unterschiedlichen 
religiösen und politischen Überzeugungen gegeneinan-

der ausgespielt werden. Dies ist vor allem das Geschäft 
von nationalistischen Kräften und Parteien und keines-
wegs auf die AfD begrenzt. Besonders markant die Be-
merkung unseres zukünftigen Kanzlers: Ende September 
2023 bemängelte er im Nachrichtensender »Welt«, dass 
die Anträge von 300.000 Asylbewerbern zwar zurückge-
wiesen wurden, diese jedoch nicht ausreisten. »Die sit-
zen beim Arzt und lassen sich die Zähne neu machen, 
und die deutschen Bürger nebendran kriegen keine Ter-
mine.« Die Präsentation von Sündenböcken, um von 
Missständen in unserer Klassengesellschaft abzulenken, 
bleibt nicht auf die AfD beschränkt. Im übrigen begünsti-
gen und fördern die Mechanismen der kapitalistischen 
Konkurrenz, dem auch die arbeitenden Menschen unter-
worfen sind, eine Tendenz sich auf Kosten der Schwä-
cheren seinen Arbeitsplatz, eine Wohnung oder staatli-
che Transferleistungen zu sichern. 

Mit zunehmender Krise und steigenden Ängsten vor 
sozialem Abstieg wächst in allen bürgerlichen Parteien 
der Populismus. Bei den Wahlen profitierte davon fast 
ausnahmslos die AfD. Die Bildung einer großen Koaliti-
on, die gar nicht mehr so groß ist, wird die bei den 
Wähler:innen verhasste Politik nicht nur fortsetzen, son-
dern steigern. Im Moment planen Merz, als zukünftiger 
Kanzler, und Klingbeil, als sein sozialdemokratischer 
Juniorpartner, die Neuauflage des vom Bundestag mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossenen Bundeswehrsonder-
vermögens. Diesmal soll es mit dem doppelten Volumen 
von 200 Milliarden Euro ausgestattet werden. Es soll 
noch vom alten Bundestag beschlossen werden, in dem 
die Parteien der demokratischen Mitte noch über eine 
Zweidrittelmehrheit verfügen. Damit ist es im neuen 
Bundestag vorbei. Linkspartei und AfD verfügen zusam-
men über ein Drittel der Parlamentssitze. Eine bessere 
Steilvorlage als die Umgehung des Wahlvotums hätte die 
GroKo der AfD nicht liefern können. 

Überraschende Wahlerfolge für totgesagte Partei 
DIE LINKE

Die Ausnahmen beim Wahlerfolg der AfD bildeten die 
Ergebnisse von 8,8 % für die Linkspartei und die 4,9 % 
für das BSW. Das knappe Scheitern des BSW an der 
5%-Hürde hat sich sich wohl selbst zuzuschreiben. Es ist 
ihr opportunistisches Verhalten im Bundestag, als sie 
den Anträgen von CDU und AfD zustimmte, mit der 

© Björn Obmann/Umbruch-Bildarchiv © Uwe Bitzel/Umbruch-Bildarchiv
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Überlegung durch rassistische Positionierung im Wahl-
volk an Zustimmung zu gewinnen. Stattdessen wurden 
etliche potentielle Wähler:innen abgeschreckt, die ja 
über eine politische Vergangenheit und Sozialisation bei 
der Linkspartei verfügten. Das Paktieren mit Konserva-
tiven und Nationalisten überwog für sie den Vorteil der 
konsequenteren Haltung in der Kriegsfrage.1

Bis noch kurz vor dem Wahltermin dümpelte die 
Linkspartei bei Umfragen zwischen zwischen drei und 
vier Prozent. Umso überraschender der kometenhafte 
Aufstieg zu letztendlich 8,8 Prozent. In Berlin wurde sie 
sogar zur stärksten Partei. Entscheidend beigetragen ha-
ben die jüngeren Wähler:innen (18 bis 34 Jahre), die zu 27 
Prozent die Linkspartei und zu 20 Prozent die AfD wähl-
ten. Erstmals in einem westlichen Wahlbezirk, in Berlin-
Neukölln, konnte die Linkspartei mit Ferat Koçak ein 
Direktmandat erringen. Merz wurde für die Menschen, 
die gegen sein Zugehen auf die AfD protestierten, der 
personifizierte Rechtsruck. Sie wollten keine Partei wäh-
len, die evtl. mit ihm eine Koalition eingehen könnte. 

1	 	 Siehe arbeiterpolitik.de: Die Koalitionsvereinbarungen, der Lackmustest 
für das BSW: Über die Erwartungen des Wahlvolkes und ihr absehbare Ent-
Täuschung

rell um die Sicherung der Daseinsvorsorge und das Zu-
sammenleben in der Gesellschaft. Dafür brauche es 
Investitionen in Bildung, Gesundheit, bezahlbaren 
Wohnraum, Infrastruktur in Verkehr, Ver- und Entsor-
gung etc. 

Das sei eine »hochpolitische Frage«. Die Verkehrs- 
und Energiewende müsse weiter vorangetrieben werden. 
Die Schuldenbremse sei eine »Zukunftsbremse« und 
müsse weg. Die Reichen und Superreichen müssten stär-
ker zur Kasse gebeten werden.

Es ist gleichzeitig ein Aufruf zur Verteidigung der 
bürgerlichen Demokratie: »Solidarität statt Spaltung. De-
mokratie statt Populismus. Soziale Gerechtigkeit statt 
Steuervorteile für Vermögende. Und eine Politik, die An-
griffe auf unsere Kolleg*innen wegen ihrer Hautfarbe, 
Herkunft, Geschlecht oder sexuellen Orientierung be-
kämpft statt sie zu befeuern.« Eine konkrete Wahlemp-
fehlung für eine bestimmte Partei folgt am Ende nicht, 
nur ein Appell, wählen zu gehen für eine »widerstands-
fähige Demokratie«. Es liegt auf der Hand, dass es bei der 
Verteidigung der Demokratie um die Rechte der Lohnab-
hängigen am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft geht, 
auch darum, sich um deren Wahrung und Verbesserung 
zu organisieren. Die Parlamentswahl ist einer der Be-
reiche, in denen darum gekämpft wird. Im Zeichen des 
hiesigen (AfD) wie auch globalen Rechtstrends (nicht nur 
USA) ist es wichtig, aber nicht ausreichend, dem Rechts-
trend entgegenzutreten.

»Liebes ver.di-Mitglied, am 23. Februar kommt es auf Dich 
an«, schreibt Frank Werneke, Vorsitzender der Gewerk-
schaft ver.di, in deren Mitgliederzeitschrift »publik«, 
Ausgabe 1/2025. Es ist ein Appell, sich an der Bundes-
tagswahl zu beteiligen, die »demokratischen Parteien« 
zu stärken und damit »Einfluss darauf (zu nehmen), wie 
wir zusammenleben und arbeiten«, denn mit »Deiner 
Stimme gestaltest Du unsere Gesellschaft aktiv mit«. Als 
Gewerkschaft, so Werneke, sind wir »parteipolitisch un-
abhängig, aber ganz bestimmt nicht unpolitisch«. Es gehe 
darum, »neben unserer Tarifarbeit und unserer gewerk-
schaftlichen Arbeit in den Betrieben auch Einfluss auf po-
litische Entscheidungen zu nehmen«.

Demokratische Rechte verteidigen

Als Aufgaben benennt er die Stärkung des Tarifvertrags-
systems, die Forderung, dass öffentliche Aufträge nur an 
Betriebe mit Tarifbindung vergeben werden dürfen, so-
wie die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 15,- 
Euro noch in diesem Jahr, notfalls durch Gesetzesbe-
schluss, wenn die »Tarifpartner« sich nicht einigen 
können. Er erinnert an die laufenden Tarifauseinander-
setzungen im öffentlichen Dienst von Bund und Kommu-
nen, in Verkehrsbetrieben, im Gesundheitswesen, bei der 
Post und »vielen anderen Branchen«. Dabei gehe es nicht 
nur um die bspw. 2,5 Millionen Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst von Bund und Kommunen, sondern gene-

Beigetragen zu dem steilen Anstieg der Linkspartei hatte 
wohl der starke Zustrom vor allem jüngerer Linkspartei-
Mitglieder, die mit zahlreichen Hausbesuchen  einen en-
gagierten Wahlkampf führten.

So ist nicht nur die Mitgliedszahl der Linkspartei 
stark gestiegen, sie hat sich auch erheblich verjüngt. Aber 
am Charakter und der politischen Ausrichtung ändern 
diese Tatsachen zunächst nichts. Die Linkspartei hat 
sich in den vergangenen Jahrzehnten an zahlreichen 
Landesregierungen beteiligt. Sie hat eine typisch sozial-
demokratische Koalitions- und Tolerierungspolitik be-
trieben. Auch die Enthaltung zu Fragen, wie der militä-
rischen Unterstützung der Ukraine und Israels, ist davon 
geprägt, dass mögliche Koalitionspartner nicht ver-
schreckt werden sollen. Es ist nicht absehbar, dass ein 
solcher Kurs aufgegeben wird. Er ist allerdings innerhalb 
der Linkspartei umstritten. Eine Minderheit positioniert 
sich gegen die schwankende Haltung in der Kriegsfrage, 
wie auch bei Kompromissen in der Sozialpolitik zugun-
sten einer Regierungsfähigkeit. Hier, unter den auch in 
den Betrieb und Gewerkschaft Aktiven, finden wir am 
ehestens Anknüpfungspunkte für Diskussionen und Zu-
sammenarbeit.                                            

11. März 2025  n

n 	 Gewerkschaften und Migr ation

Wie dem Rassismus und dem Rechtsruck  
entgegentreten?
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rationsforderungen der Siegermächte und schließlich der 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 in einer verzweifelten Lage 
(zwölf Millionen Beschäftigten standen 6 Millionen Ar-
beitslose gegenüber, deren Absicherung wesentlich 
schlechter war als heute). Andererseits gab es in Gestalt 
von zwei großen Arbeiterparteien sowie einer starken Ge-
werkschaftsbewegung eine Alternative, von denen zu-
mindest die KPD auf den revolutionären Sturz der kapi-
talistischen Produktionsweise orientierte.

Die NSDAP wurde bekanntlich (als DAP 1919) von Ei-
senbahnarbeitern im Raum München gegründet und ent-
wickelte teilweise ein Programm mit sozialpolitischen 
Forderungen. Mit der Führung durch Hitler wurden die-
se Ansätze schon ab 1920 rassistisch und demagogisch 
umgedeutet. Arbeiter:innen als Parteimitglieder gab es, 
aber sie waren im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 
deutlich unterrepräsentiert. Mit dem Ausbruch der Gro-
ßen Depression sollen es in den frühen dreißiger Jahren 
dann etwa 40 % gewesen sein: Landarbeiter, Beschäf-
tigte aus Handwerks- und kleineren Industriebetrieben 
sowie aus dem öffentlichen Dienst. Dass sie eine gewisse 
Bedeutung gewinnen konnten, zeigte etwa der Streik der 
Berliner Verkehrsbetriebe 1932, der jedoch keineswegs, 
wie in der bürgerlichen Geschichtsschreibung oft be-
hauptet, eine gemeinsame Aktion von Kommunisten und 
Nazis war, sondern sich von Seiten der KPD gegen die 
Untätigkeit der ADGB-Gewerkschaften richtete.

Bei den Wahlen zeigte sich ein ähnliches Bild. Die 
NSDAP wurde zu einer »Volkspartei«, weil sie im Verlauf 
der der Großen Depression Mitglieder und Wähler:innen 
aus allen Volksschichten, wenn auch in unterschied-
lichem Maße, anzog. Den Kern der großstädtischen In-
dustriearbeiterschaft aber betraf das zunächst nicht. Das 
zeigte sich noch in der Anfangszeit des NS-Regimes bei 
den sogenannten Vertrauensleutewahlen von 1934 und 
1935, die zwar keine »Niederlage des Faschismus« (KPD) 
bedeuteten, aber bei weitem nicht die vom Regime erhoff-
te Zustimmung zu dessen Listen erbrachten, so dass sie 
für 1936 abgesagt und dann nie wieder durchgeführt 
wurden. Erst der umfassende Terror des Naziregimes 
und die Nöte des wiederum von Deutschland angezet-
telten Krieges führten zwangsweise zur Schließung der 
Reihen hinter dem Regime.

Das Hauptproblem in der Phase der Machtübertra-
gung hatte vielmehr darin bestanden, dass kommuni-
stische und sozialdemokratische Arbeiterbewegung ge-
geneinander standen und keine gemeinsame Gegenwehr 

Wahlverhalten von Gewerkschaftsmitgliedern

Wie sieht es mit dem Wahlverhalten von Gewerkschafts-
mitgliedern aus? Der »einblick« ist der vierzehntägig er-
scheinende Newsletter des Deutschen Gewerkschafts-
bundes. Er richtet sich an haupt- und ehrenamtliche 
Beschäftigte des DGB und seiner Gewerkschaften sowie 
an Multiplikator:innen in Politik, Medien, Verbänden 
und Wirtschaft. Nach Bundestagswahlen bringt er regel-
mäßig Grafiken heraus, die das Wahlverhalten der Ge-
werkschaftsmitglieder mit dem der Gesamtbevölkerung 
vergleichen. Für unseren Zusammenhang interessant 
sind die Einschätzungen zum Ergebnis der AfD. Dem-
nach geben in der Gewerkschaftsmitgliedschaft mehr 
Menschen ihre Stimme für die AfD ab als in der Gesamt-
bevölkerung: 2021 waren das von allen Wähler:innen 
10,3 %, von den Gewerkschaftsmitgliedern 12,2 %. Bei 
letzteren gibt es einen markanten Unterschied: weibliche 
Gewerkschaftsmitglieder haben zu 8,3 %, männliche da-
gegen zu 14,6 % AfD gewählt.

Dazu gibt es am rechten Rand gewerkschaftsähnliche 
Bestrebungen wie das »Zentrum Automobil« von Oliver 
Hillgruber, gegründet 2009 in Stuttgart-Untertürkheim 
und 2022 in »Zentrum« umbenannt. Es ist ein in Deutsch-
land eingetragener Verein mit einem rechtsextremen 
Hintergrund, der sich selbst als Gewerkschaft für  
Beschäftigte der Automobilindustrie bezeichnet. Der 
thüringische Verfassungsschutz schätzte es 2021 als 
rechtsextrem ein. Die AfD ist allerdings klar gewerk- 
schaftsfeindlich eingestellt, weshalb diese und einige 
weitere Miniorganisationen dieser Art keine wichtige 
Rolle spielen. Darin spiegelt sich der neoliberale Ur-
sprung der AfD-Gründung zu Zeiten von Bernd Lucke 
und Olaf Henkel wider (im Unterschied zu Gruppie-
rungen, die sich als »nationalsozialistisch« bezeichnen).

Lohnabhängige unter dem Nazi-Regime

Weil auch die AfD inzwischen als zumindest »in Teilen 
rechtsextrem« anerkannt ist, führt uns dies zunächst 
einmal zu der Frage, wie das Wahlverhalten von 
Arbeiter:innen und Angestellten in der Vergangenheit 
war, konkret mit Blick auf die NSDAP. In der Weimarer 
Republik war die Situation freilich signifikant anders als 
gegenwärtig. Das gilt zum einen ganz objektiv: Große 
Teile der Arbeiterklasse waren aufgrund des Weltkrieges, 
den Deutschland begonnen und verloren hatte, der Repa-

© Uwe Bitzel/Umbruch-Bildarchiv© Rainer Kunze/Fototeam Hessen
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als »normal« empfundene Staatsbürgerrecht bis zu For-
men von Diskriminierung und von Apartheid) haben 
ihre historischen Grundlagen im bürgerlich-kapitalisti-
schen Nationalstaat.

Die Staatsräson

Es liegt sozusagen in der DNA dieser Staatsgebilde, die 
eigenen Bürger:innen zu bevorzugen. Dem Kapital ist 
egal, welche Nationalität bzw. Staatsangehörigkeit seine 
lohnabhängig Beschäftigten haben, Hauptsache, sie las-
sen sich ausbeuten und bringen den erwarteten Profit. 
Nationale Spaltungslinien entlang der unterschiedlichen 
Bedingungen auf internationaler Ebene lassen sich aber 
politisch gut ausnutzen, um den Ärger über schlechte bis 
prekäre Arbeits- und Lebensbedingungen, über Abstiegs- 
und Ausgrenzungsängste der Lohnabhängigen auf ver-
meintliche »Sündenböcke« abzuwälzen. Dagegen hilft 
nur die Solidarität der Lohnabhängigen, die zu diesem 
Zweck ihre eigene Konkurrenz untereinander, also gera-
de solche Spaltungslinien, überwinden müssen. Gewerk-
schaftliche Zusammenschlüsse und gemeinsame Ar-
beitskämpfe müssen diese Verständigung fördern.

Es wurde zur deutschen Staatsräson, dass in Deutsch-
land »Nie wieder!« so etwas wie der Faschismus und der 
Holocaust passieren soll. Auch für die herrschenden 
Kreise war klar, dass es eine bedingungslose Niederlage 
im Krieg, die vorübergehende Auslöschung des Staates, 
die Gefährdung der ökonomischen Existenz der Bour-
geoisie zumindest zeitweise und in einem Teil des Lan-
des nie wieder geben durfte. Diese Konsequenz reichte 
bis hin zur bedingungslosen Unterstützung Israels, das 
seinerseits die palästinensische Bevölkerung unter-
drückt; vgl. hierzu Arbeiterpolitik 2/3 2024). Parteien, 
die in der Nachfolge der NSDAP gesehen wurden (wie 
»Sozialistische Reichspartei«, SRP), wurden verboten 
oder mit Verbot bedroht. Freilich galt dies auch nach 
links: KPD-Verbot 1956, Radikalenerlass 1972. Jahrzehn-
telang haben sich Regierungen, Parteien und Bevölke-
rung in Deutschland kaum vorstellen können, dass 
rechtspopulistische bzw. rechtsextreme Bewegungen 
und eine solche Partei wieder einen wahrnehmbaren 
Masseneinfluss gewinnen könnten. Mit der AfD scheint 
es wieder soweit zu sein.

Zur Migrationsfrage

Eine faschistische Massenbewegung wie in Weimar samt 
deren Machtübernahme ist dennoch nicht abzusehen. 
Die Situation ist nicht gleichzusetzen. Auch die gegen-
wärtige ökonomische Krisenlage einer Volkswirtschaft, 
die als die drittgrößte der Welt (nach USA und China, s. 
DIW) gelistet wird, ist nicht annähernd so existenzbe-
drohend wie die Lage in der Großen Depression der drei-
ßiger Jahre. Und es gibt keine revolutionäre Arbeiterbe-
wegung, gegen die die Herrschenden eine faschistische 
Massenbewegung bräuchten, um ihre ökonomische Exis-
tenz zu sichern. Dennoch sind auch bei uns heute poli-
tische Rechte immer in Gefahr, zur Zeit jedenfalls für 
bestimmte Lebenswelten.

Ausländerrecht benachteiligt prinzipiell die betroffe-
nen Personen gegenüber anderen (Statusfragen, Polizei-

gegen die faschistische Bewegung und diejenigen herr-
schenden Kreise aus Industriebourgeoisie und Junker-
tum zustande brachten, die das Nazi-Regime schließlich 
in den Sattel setzten.

Historischer Einschnitt

Das sogenannte »Dritte Reich »bedeutete einen tiefen 
Einschnitt in der Geschichte der Arbeiterbewegung und 
ihr Aufgehen in der »Volksgemeinschaft«. Hieran konnte 
im Westen Deutschlands der Antikommunismus des 
Kalten Krieges anknüpfen, der durch den wirtschaftli-
chen Wiederaufstieg Westdeutschlands und die man-
gelnde Attraktivität des bürokratisch organisierten sozi-
alistischen Lagers in Osteuropa neue Nahrung bekam. 
Im Ergebnis dieser historischen Lasten können wir uns 
heute keinen Illusionen mehr hingeben. Wir dürfen uns 
aber den Verhältnissen, d. h. dem vorläufigen (ein Ende 
der Geschichte gibt es nicht) Sieg der kapitalistischen 
Produktionsweise und der bürgerlichen repräsentativ ge-
meinten Demokratie, nicht fügen.

Kundgebungen gegen Rechts

Frank Werneke hat grundsätzlich recht, wenn er den Ge-
werkschaften eine wesentliche Rolle in der Verteidigung 
demokratischer Rechte zuweist. Aber wie füllen wir sie 
aus? Wie begegnen wir z. B. der Spaltung durch die Het-
ze in der Migrationsfrage?

Die großen Demonstrationen etwa Anfang des letzten 
wie auch diesen Jahres müssen wir hier nicht aufzählen. 
Ihr Charakter war allgemein der eines breiten Spektrums 
der Bevölkerung und von Versammlungen von Men-
schen, die im wesentlich eine Empörung über das An-
wachsen der Zustimmung zur AfD bei Parlamentswahlen 
und Umfragen (derzeit bis zu 20 %), das angebliche Pots-
damer Geheimtreffen (unter der Parole »Remigration«) 
und das Zusammengehen von Unionsparteien und AfD 
bei den Abstimmungen im Bundestag zu Beschlüssen 
unterschiedlichen Rechtscharakters zum Ausdruck 
brachten. Solche großen Zusammenkünfte und Aktionen 
sind wichtig als Manifestation der Ablehnung solcher 
Bestrebungen, vor allem aber als Gelegenheiten, mit 
Menschen in politische Diskussionen zu kommen. Denn 
wichtig ist doch am Ende die Frage, was zu tun ist, damit 
die herrschende Politik zu Veränderungen gezwungen 
wird, dies zu besseren Lebensverhältnissen und Zusam-
menleben in diesem Land  führt und wie politische Ein-
sichten über diese Klassengesellschaft vermittelt werden 
können. Es sind soziale Fragen am Arbeitsplatz, im All-
tag, in der Pflege, im Alter etc., die den Menschen am 
Herzen liegen und für die sie eine Orientierung brauchen.

Die von den Parteien der erklärten »Mitte«, SPD, CDU/
CSU, Grüne, FDP, behauptete »Brandmauer« ist längst lö-
cherig. Sie wird nicht erst seit den von der Union als an-
geblich »leichtfertig« herbeigeführten, im Falle des »Zu-
strombegrenzungsgesetzes« sogar verlorenen Abstim- 
mungen mit der AfD in Frage gestellt. Es ist auch nicht so, 
dass diese Politik der Migrationsbegrenzung erst die 
Wähler:innen dazu veranlasst, für das »Original«, also 
die AfD, zu stimmen. Ausländerfeindlichkeit (bis hin 
zum Rassismus) und entsprechende Gesetzgebung (das 
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fehlt an Ärzten, die Buslinie wird eingestellt und der Ju-
gendclub geschlossen. Für nichts scheint noch Geld da zu 
sein. Doch während man selbst vergeblich ansteht und 
auf Besserung hofft, werden – so die Erzählung – andere, 
etwa migrantische Minderheiten, die angeblich nichts in 
die Sozialkassen eingezahlt haben, bevorzugt. Das wird 
als zutiefst ungerecht empfunden und motiviert dazu, 
den Kampf um Statuserhalt oder Statusverbesserungen 
mit dem Mittel des Ressentiments auszutragen.« Hinzu 
kommen weitere Problemlagen wie Maßnahmen für Kli-
maschutz, die die einzelnen überfordern, wenn sie nicht 
sozial ausgeglichen werden, die damit verbundenen Um-
struktierungen in der Ökonomie, die auch die Arbeits-
plätze betreffen, speziell im Osten Deutschlands die im-
mer noch bestehende Ungleichbehandlung.

Auf dem Weg, »eine Arbeiterpartei zu werden«, sieht 
Dörre die AfD dennoch nicht, »denn programmatisch 
handelt es sich noch immer um eine geradezu marktradi-
kal ausgerichtete Formation«. Das soll keine Entwarnung 
darstellen, weil die rechten Ideologen sich ein politi-
sches Vakuum zunutze machen, das die bürgerlichen 
Parteien der sogenannten »Mitte« und insbesondere die 
Linke hinterlassen haben.

Dem Rechtsruck entgegentreten

Kehren wir wieder zu der Frage zurück: Was ist insbe-
sondere in und mit den Gewerkschaften zu tun, um de-
mokratische Rechte zu verteidigen?

Bekanntlich sind Gewerkschaften keine politisch 
gleichgerichteten Organisationen wie Parteien. Das ver-
bindende Merkmal ihrer Mitglieder ist die Lohnabhän-
gigkeit, marxistisch gesprochen: der Zwang, ihre Ar-
beitskraft zu verkaufen, weil sie eben nur diese haben, 
um am ökonomischen Prozess teilzunehmen und ihre 
Reproduktion zu sichern. Es geht also darum, sich gegen 
das Kapital für die Höhe ihrer Löhne und die Qualität 
ihrer Arbeitsbedingungen einzusetzen. Welche politi-
schen Schlussfolgerungen daraus zu ziehen sind, ist – 
von der konkreten Situation abgesehen – von der politi-
schen Einstellung der Mitglieder, der Einflussnahme 
politischer Organisationen usw. abhängig, kurz: von den 
Auseinandersetzungen in einem weiten Spektrum vom 
Klassenkampf bis zur Sozialpartnerschaft. Eine wahr-
nehmbare und wirksame kommunistische Organisation, 
die hier im großen Maßstab orientierend wirken könnte, 
fehlt. Man muss an dem ansetzen, was ist.

In den Gewerkschaften ist durchaus ein Problembe-
wusstsein zur Migrationsfrage vorhanden. Die Mitglied-
schaft spiegelt in ihrer Zusammensetzung grob die der 
Gesellschaft. »Willkommenskultur könne nicht nur die 
meinen, die neu zuwandern. Sie müsse auch denjenigen 
gelten, die schon hier sind. Jeder fünfte Einwohner 
Deutschlands habe einen Migrationshintergrund und al-
leine in der IG Metall seien 185 000 Mitglieder ohne deut-
schen Pass organisiert. Benner ließ keinen Zweifel auf-
kommen: ‚Deutschland ist ein Einwanderungsland. Eine 
echte Willkommenskultur bedeutet die Anerkennung al-
ler hier lebender Migrantinnen und Migranten.‘ Dazu ge-
hört nach ihrer Ansicht, den Menschen auf Augenhöhe zu 
begegnen und ihnen Perspektiven zu bieten,« heißt es auf 
der Website der IG Metall. Die Gewerkschaften haben Ar-

kontrollen, Abschiebungen, Alltagsrassismus, Morde in 
Hanau etc.). Das Asylrecht wurde in Deutschland in den 
neunziger Jahren massiv verschlechtert, gegenwärtig ge-
schieht es durch EU-Gesetzgebung (GEAS), die diskrimi-
nierende Einführung der »Bezahlkarte« und die Vorstö-
ße der Unionsparteien zur »Zustrombegrenzung« im 
Bunde mit der AfD. Weitere Beispiele sind die Diskrimi-
nierungen, Auflösungen, Verbote von Veranstaltungen 
und Kundgebungen, die die Lage der palästinensischen 
Bevölkerung unter israelischer Besatzung und im gegen-
wärtigen Gazakrieg thematisieren (Arbeiterpolitik 2/3 
2024). Und was bei bestimmten Gruppen ausprobiert 
werden kann, könnte auch dazu reizen, es bei weiteren 
anzuwenden. Zur Zeit sind die USA ein Beispiel dafür.

Zum »Zustrombegrenzungsgesetz« der Union gab es 
Zustimmung außer der jeweiligen Mehrheit von CDU/
CSU und FDP sowie allen AfD-Abgeordneten auch mit 7 
Stimmen aus dem BSW, dazu nur drei Enthaltungen. Wa-
rum stimmte das BSW mehrheitlich dafür, trotz seines 
Anspruchs, als Friedenspartei aufzutreten? Es entspricht 
seiner Haltung in der Migrationsfrage. »Wer die Frage der 
Migration lösen will, der muss als erstes die Fluchtursa-
chen bekämpfen. Das kann man nicht, wenn man gleich-
zeitig systematisch die Kriegspolitik und Eskalation der 
Kriege vorantreibt, Kriege mit Waffenlieferungen anheizt 
und Sanktionen verhängt. Diese Politik ist mitverantwort-
lich für die weltweiten Fluchtbewegungen« (Soziale Poli-
tik & Demokratie Nr. 523, 14.2.2025, S. 11; diese Zeit-
schrift wirbt für die Unterstützung des BSW). Die 
verquere, geradezu heuchlerische Position des BSW lau-
tet also: Wir sind nicht verantwortlich für die Politik der 
Herrschenden, also müssen wir im Sinne unserer Klien-
tel (wer immer das sein mag) die Folgen abwehren helfen 
zulasten derjenigen, die »irregulär« zu uns kommen und 
uns auf der Tasche liegen.

Wer wählt die AfD?

Zum Wahlverhalten der Lohnabhängigen kommen regel-
mäßig Studien heraus, auch in jüngster Zeit. So heißt es 
etwa, dass »13 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder ... ein 
manifest rechtes Weltbild« haben (Klaus Dörre, Soziologe 
an der Universität Jena). Er ist der Auffassung, dass die 
AfD ihre Kader »auffällig häufig aus dem Handwerk und 
dem verarbeitenden Gewerbe« rekrutiere, jedenfalls im 
Vergleich zu den »demokratischen Parteien«. Er erinnert 
auch beispielhaft an Didier Eribon, der in seinem autobi-
ografischen Buch »Rückkehr nach Reims« darstellt, wie 
in ökonomisch abgehängten Regionen Frankreichs 
Arbeiterwähler:innen von der Kommunistischen Partei 
zur Le Pen-Partei wechselten. Solcherart betroffene 
Gruppierungen fühlen sich »gesellschaftlich ungesehen 
und abgewertet«. Sie reagieren unterschiedlich: Teils 
wählen sie weiterhin »Parteien der Mitte«, etwa die SPD, 
teils gehen sie nicht mehr zur Wahl, nur der genannte 
Prozentanteil wendet sich nach rechts.

Woran es fehlt, ist demnach eine Politik, die die Inter-
essen der Lohnabhängigen eindeutig formuliert, gleich-
zeitig aber auch in der öffentlichen Wahrnehmung als 
durchsetzungsfähig gilt. »Man selbst erlebt,« so Dörre 
weiter, »wie die soziale Infrastruktur bröckelt. Zuerst 
schließen Geschäfte, dann die Schule und die Kita. Es 
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les Problem stellt sich komprimiert im sogenannten »Hei-
zungsgesetz« der Ampelkoalition dar: Klimapolitik kann 
nur auf Akzeptanz stoßen, wenn für die Kosten ein ange-
messener Ausgleich gezahlt wird. Die Hauptursache der 
Klimakrise ist aber nicht der private Konsum, sondern 
die an das Privateigentum an Produktionsmitteln gekop-
pelten Investitionsentscheidungen. Es gilt also, darüber 
nachzudenken, was, wie, zu welchem Zweck und in wel-
chem Umfang produziert werden soll.

Es ist also ein Umdenken erforderlich. Davon sind die 
Verhältnisse selbstverständlich noch weit entfernt. Um-
fragen legen aber z. B. nahe, dass selbst in Automobilfa-
briken Beschäftigte durchaus sich der Belastungen der 
Umwelt durch Individualverkehr und Verbrennermotor 
(dessen voraussichtliches Aus Unionsparteien und FDP 
stoppen oder zumindest noch weiter herauszögern wol-
len) bewusst sind, die Umstellung auf E-Autos oder noch 
andere Produkte (Busse, Straßenbahnen, Lastenräder) 
akzeptieren würden. Es kommt auf die Lösung sozialer 
Fragen an. Die Diskussion muss geführt werden, auf lan-
ge Sicht.

21.2.2025  n

beitskreise und andere Bildungsinstrumente zum Thema 
»Migration« in ihren Strukturen. Sie melden sich auch 
anlassbezogen zu Wort. Dennoch bleibt die Frage, ob das 
wirklich reicht und es angesichts des gegenwärtigen 
Rechtstrends nicht mehr Anstrengungen geben müsste, 
an die Öffentlichkeit zu gehen, das Thema präsent zu 
halten und klar zu machen, dass den spalterischen An-
griffen »rechter« Parteien, aber vor allem auch denen der 
»Mitte« (SPD, Grüne, CDU/CSU, FDP) Solidarität auf 
Klassenbasis entgegengesetzt werden muss. Die Realität 
ist so, dass es vereinzelt ist und von lokalen Bedingungen 
abzuhängen scheint.

Das Wahlverhalten der Gewerkschaftsmitglieder wie 
ihre Zugänglichkeit für politische Argumente sind nicht 
allein Produkt ihrer Klassenzugehörigkeit. Lohnabhän-
gige sehen sich auch in Konkurrenz (um Jobs, Wohnun-
gen, Kita-Plätze usw.) zu anderen ihresgleichen, die ihre 
Arbeitskraft verkaufen müssen, um davon zu leben. Aus-
länderfeindlichkeit kann eben darin ihren Grund haben, 
wenn sie nicht anders politisch verarbeitet wird, sei es, 
weil vor Ort es niemand versucht, sei es, weil darauf An-
gesprochene sich verweigern. Unter denen, die AfD wäh-
len, soll es – je nach Studie – einen beträchtlichen Anteil 
geben, die eben keine Protestwähler:innen sind, sondern 
tatsächlich einen rechten, nationalistischen, rassisti-
schen etc. Standpunkt vertreten. Hierzu gehört auch die 
wahrheitswidrige Behauptung, dass Migrant:innen von 
außen »in unsere Sozialsysteme einwandern«, als wür-
den sie nichts dazu beitragen. Solche Hartgesottenen 
können nicht überzeugt, sondern müssen isoliert werden.

Im betrieblichen Regelfall ist der Rückhalt an der Ge-
werkschaft wichtig. Deren Präsenz im Betrieb sowie die 
von Betriebsräten und Vertrauensleuten spielt vor allem 
in Großbetrieben ihre Rolle. Rechtslastige Gewerk-
schaftsmitglieder können so isoliert werden (wie Studi-
en bei Opel Eisenach oder VW Baunatal zeigen). In mitt-
leren und kleinen Betrieben ist es schwierig und oft vom 
Engagement Einzelner abhängig, Repräsentationsdefizite 
aufzufangen und den Kolleg:innen Rückendeckung zu 
geben. Auch in stattfindenden kämpferischen Aktionen 
(Tarifauseinandersetzungen, Betriebsbesetzungen etc.) 
können rechtsextreme Positionen verhindert werden.

In den großen politischen Fragen unserer Zeit sind 
Gewerkschaften in dem hier skizzierten Sinne eines 
emanzipatorischen Ausweges kaum zu vernehmen. Das 
sind vor allem die Kriegsfrage, in der die DGB-Gewerk-
schaften, jedenfalls soweit sie in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen werden, am Rockschoß der SPD-Grüne-
Koalition hängen und deren Kurs vertreten. Die beachtli-
chen gewerkschaftlichen Friedenskonferenzen in Hanau 
(Juni 2023) und Stuttgart (Juni 2024) haben leider keinen 
großen Widerhall gefunden.

Ähnliches lässt sich von der Klimafrage sagen. Hier 
gibt es die allgemein empfundene Abhängigkeit von der 
zentralen Stellung der Automobilindustrie und des Indi-
vidualverkehrs in der Struktur der deutschen Volkswirt-
schaft. Die Beschäftigten hier müssen überzeugt werden, 
dass Menschen, die Autos bauen, auch in der Lage sind, 
etwas anderes, z. B. Straßenbahnen, zu produzieren (s. 
das Beispiel von GKN Florenz, wo versucht wird, durch 
eine Betriebsbesetzung gleichzeitig eine Umstrukturie-
rung der Produktion zu erreichen). Ein weiteres zentra-

Aus der Meldung der Jugendkommune Berlin bei X:
Jetzt bei den Molecule-Men in Berlin #Treptow
3. Weltkrieg verweigern
Keine Mittelstreckenraketen in Deutschland
Keine Eurofighter in Kurdistan
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schen geht es noch relativ gut. Was Abschiebungen von 
Geflüchteten betrifft, fährt der Senat eine ziemlich harte 
Linie. Mal abgesehen von den notorischen Straßenbau-
stellen, die zu Dauerstaus führen, gibt es eigentlich we-
nig Anlass für eine Protestwahl. Dementsprechend spra-
chen sich bei einer Umfrage vor der Wahl drei Viertel der 
Befragten für eine Fortsetzung der rot-grünen Koalition 
aus.

Dazu kommt die Geräuschlosigkeit der Regierungsar-
beit. Die beiden Koalitionspartner zeichnen sich dadurch 
aus, dass sie kaum miteinander streiten und wenn, dann 
nicht in der Öffentlichkeit. Das liegt auch am Profil der 
beiden Spitzenkandidaten, Tschentscher von der SPD 
und Fegebank von den Grünen. Von beiden kann man 
nicht behaupten, dass sie durch ein klares politisches 
Profil auffallen würden. Ihre Farblosigkeit verbindet sie 
bis zur Ununterscheidbarkeit.

Ein größerer Kontrast im Regierungsstil zur Ampel-
koalition in Berlin ist schlecht denkbar. Dort andauern-
der Streit und Gezänke, hier Geräuschlosigkeit. Dieser 
Kontrast zu Berlin wurde auch auf den Plakaten im 
Wahlkampf deutlich. Auf SPD- und Grünen-Plakaten wa-
ren große Köpfe von PolitikerInnen abgebildet, dazu die 
Aufforderung: Wählt mich! Das Parteienkürzel war sehr 
klein gehalten, man wollte nicht so viel mit denen in Ber-
lin zu tun haben. Am auffälligsten war dabei ein Plakat 
mit Tschentscher, das seinen Kopf mit einem vergrößer-
ten rechten Auge zeigte, aber kein SPD-Kürzel enthielt. 
Deutlicher ging’s eigentlich nicht.

Hinterzimmerpolitik

Die großen Entscheidungen werden auch nicht auf Par-
teitagen diskutiert oder vorbereitet, sondern in Hinter-
zimmern verabredet. So war es z.B. mit dem Verkauf von 
50% der städtischen HHLA (Hamburger Hafen und La-
gerhaus AG) an die weltgrößte Reederei MSC. Angesichts 
der sich verschlechternden Konkurrenzbedingungen für 
den Hamburger Hafen verspricht sich der Senat von dem 
Einstieg von MSC Konkurrenzvorteile. Dass er sich da-
mit von einem privaten Konzern abhängig macht, auf 
dessen Entscheidungen er keinen Einfluss hat, wird aus-
geblendet. Dabei müsste das Desaster mit dem nur halb 
gebauten Elbtower des mittlerweile pleite gegangenen In-
vestors Benko ein warnendes Beispiel sein. Aber alle Pro-
teste von Hafenbeschäftigten, auch aus Teilen der SPD 
selbst, prallten an der geschlossenen rot-grünen Mauer 
ab.

Genauso passierte es mit dem Anfang Februar verab-
redeten Deal zum Bau einer neuen Oper mit dem Ham-
burger Milliardär Kühne. Der 83-jährige Kühne ist An-
teilseigner und Präsident des Logistik-Konzerns 
Kühne&Nagel. Über die Firma schreibt wikipedia: »Im 
April 1933, kurz nach dem Tode August Kühnes, wur-
de Adolf Maass – mit 45 Prozent der größte Anteilseigner 
von Kühne + Nagel – von den Söhnen Alfred Kühne (1895–
1981)[13] und Werner Kühne (* 1898, erwähnt 1951)[14] aus 
dem Unternehmen gedrängt.[15] Er wurde 1942 zunächst 

Eine Woche nach den vorgezogenen Bundestagswahlen 
am 23. Februar fanden in Hamburg die alle fünf Jahre 
stattfindenden Bürgerschaftswahlen statt. Dabei gewan-
nen die seit zehn Jahren regierenden SPD und Grüne wie-
der die Mehrheit, allerdings mit starken Verlusten. 2020 
bekam die SPD 39,2%, diesmal 33,5%, die Grünen waren 
vor fünf Jahren mit 24,2% auf einem Höhenflug und wa-
ren zweitstärkste Partei. Diesmal fielen sie zurück auf 
18,5%, womit sie hinter der CDU blieben, die auf 19,8% 
kam. 2015 hatte diese mit 11,2% ein historisch schlech-
tes Ergebnis eingefahren. Ein großer Teil dieser Verluste 
von Rot-Grün ging diesmal an die CDU.

Trotz ihrer Verluste von insgesamt 11,4% werden SPD 
und Grüne vermutlich wieder eine neue Koalition bilden, 
obwohl sich die CDU stark an die SPD anbiedert und ger-
ne mit der SPD den Senat bilden will.

Da die Bundestagswahl direkt eine Woche vorher 
stattfand, lohnt sich ein Blick auf die beiden Ergebnisse. 
Zunächst einmal war die Wahlbeteiligung für Hambur-
ger Verhältnisse mit 67,7% zwar hoch, aber eine Woche 
zuvor hatte sie 80,8% betragen. Etwa 170 000 Menschen 
gingen nicht ein zweites Mal zur Urne. Die Politisierung 
und Polarisierung waren bei der Bundestagswahl stärker, 
wo vor allem das Thema Migration und die Stärke der 
AfD eine Rolle spielten. Das zeigt sich deutlich an zwei 
Ergebnissen: Am 23. Februar bekam die AfD über 113 000 
Stimmen, was einem Prozentsatz von 10,9% entsprach 
(das waren über 63 000 mehr als 2021). Am 2. März be-
kam sie unter 66 000 Stimmen, das entspricht 7,5%. Ein 
ähnliches Bild zeigt sich bei der Linken. Bekam sie am 
23. Februar noch fast 151 000 Stimmen und 14,4% (und 
damit 64000 mehr als 2021), erhielt sie am 2. März etwas 
über 97 000 und 11,1%. Natürlich sind beide Zahlen für 
die Linke ein Bombenergebnis angesichts der Umfragen 
vor ein paar Wochen, bei denen sie unter fünf Prozent 
lag.1

Bei der SPD ergibt sich allerdings ein anderes Bild. 
Sie bekam bei der Bürgerschaftswahl am 2. März etwa 
55000 Stimmen mehr als bei der Bundestagswahl eine 
Woche zuvor, und das trotz deutlich geringerer Wahlbe-
teiligung. Sie ist die einzige Partei, der dieses gelang. 
Alle anderen erhielten in Wählerstimmen ausgedrückt 
weniger Stimmen als bei der Bundestagswahl.  

Die SPD erzielt ein Ergebnis deutlich gegen den 
Bundestrend

Das hat mehrere Gründe. Zum einen ist Hamburg das 
reichste Bundesland, was das Pro-Kopf-Einkommen be-
trifft. Hamburg ist außerdem mit Bayern, Baden-Würt-
temberg und Hessen Einzahler beim Länderfinanzaus-
gleich, alle anderen erhalten Gelder aus diesem Topf. 
Hamburg ist zudem in Deutschland die Stadt mit der 
höchsten Millionärs- und Miliardärsdichte. Vielen Men-

1	  Das Wahlsystem in Hamburg ist ziemlich kompliziert. So hat jede/r fünf 
Zweitstimmen, die er/sie auf die Parteien verteilen kann. Wir haben die 
Anzahl der Zeitstimmen deshalb durch fünf geteilt, um in etwa auf die Anzahl 
der Wählerstimmen zu kommen.

n 	 Bürgerschaftswahl in Hamburg

Farblos und geräuschlos
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besetzten westlichen Ländern aktiv. Die Transporte aus 
den Niederlanden sind am ausführlichsten recherchiert. 
K + N charterte beispielsweise einen eigenen Dampfer, um 
jüdisches Raubgut in das Deutsche Reich zu transportie-
ren. Das erste Frachtschiff aus Amsterdam traf im De-
zember 1942 in Bremen ein.“ (Kühne + Nagel – Wikipedia 
entnommen 7.3.2025) Der jetzige Kühne ist Enkel des er-
wähnten August Kühne. Er verhindert bis heute den Zu-
gang von Historikern zu den Firmenarchiven. Kühne 
spielt sich in Hamburg als Mäzen auf, was er deshalb 
ganz gut machen kann, weil der Firmensitz im »steuerar-
men“ Kanton Schwyz in der Schweiz liegt. Würde er 
Steuern zahlen, könnte der Senat damit locker mehrere 
Opern finanzieren. Aber der Senat lässt sich vom »groß-
zügigen“ Kühne eine Oper schenken, übernimmt dafür 
die Kosten für die Herstellung des Geländes und der Ver-
kehrsanbindung und die Kosten für den Betrieb der Oper 
und ist auch noch dankbar.

Die Linke

Sie erreichte zum ersten Mal ein zweistelliges Ergebnis, 
was für sie ein großer Erfolg ist. Ihr kommt zugute, dass 
sie noch nie am Senat beteiligt war und deshalb nicht für 
dessen Politik verantwortlich gemacht werden konnte. 
Als Oppositionspartei spielt sie häufig eine positive Rolle, 
sei es beim Desaster mit den horrenden Kosten für die 
Elbphilharmonie, sei es bei dem Widerstand gegen den 
Verkauf der HHLA-Hälfte an MSC, den sie wesentlich 
mittrug.

Als fast einzige Partei hatten ihre Plakate auch inhalt-
liche Aussagen. Schwerpunkt war dabei die Wohnungs-
not und die damit einhergehenden steigenden Mieten, 
die für viele Menschen immer unbezahlbarer werden. 
Auch machte sie in den Wochen vor der Wahl Haustürbe-
suche, um von den Leuten zu erfahren, was ihre Sorgen 
und Probleme sind. Sie hat sich da einiges von der erfolg-
reichen Arbeit der KPÖ in Graz und Salzburg abgeschaut. 
In ihrer Wahlwerbung adressierte sie besonders die städ-
tische Wohnungsbaugesellschaft SAGA: »Sie soll keinen 
Gewinn machen, sondern die Einnahmen für Renovie-
rung und Neubau nutzen. Sie soll Mieten senken statt er-
höhen und so den Mietenspiegel für uns alle positiv be-
einflussen. Und ihre Wohnungen sollen für immer in der 
Sozialbindung bleiben.“ Die von der Linken bundesweit 
eingerichtete Mietwucher-App war in Hamburg offen-
sichtlich so erfolgreich, dass der Senat nach der Wahl 
eine ähnliche telefonische Anlaufstelle einrichtete.

Die soziale Frage in den Mittelpunkt zu stellen, ist 
linke Politik. Hoffentlich bleibt sie dabei.

M.HH., 18. März 2025  n

nach Theresienstadt und 1944 ins  KZ Auschwitz  depor-
tiert und dort ermordet.[16]

Kühne + Nagel kam eine Schlüsselrolle bei der ‚M-Ak-
tion‘ des NS-Regimes zu. Insgesamt hatte die verantwort-
liche NS-Dienststelle bis August 1944 in den Niederlan-
den, Belgien, Frankreich und Luxemburg die Ein- 
richtungen von rund 65.000 Wohnungen abtransportieren 
lassen. 500 Frachtkähne und 674 Züge waren dafür nötig. 
Bei der Umsetzung half Kühne + Nagel. Das Unternehmen 
war direkt und mit Hilfe von Subunternehmen in allen 

  Foto privat
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n 	 Russl and - Ukr aine-Krieg : 

Die USA wollen den Stellvertreterkrieg beenden,  
die Europäer sollen zahlen

Interessant die Verlautbarung vom amerikanischen 
Präsidenten, die Trump auf ‚Truth Social`‘ veröffentlicht 
hat: »Wir beide erinnerten an die große Geschichte unse-
rer Nationen und an die Tatsache, dass wir im Zweiten 
Weltkrieg so erfolgreich zusammen gekämpft haben und 
erinnerten uns daran, dass Russland Dutzende Millionen 
Menschen verloren hat und dass auch wir so viele verlo-
ren haben. Wir sprachen beide über die Stärken unserer 
jeweiligen Nationen und den großen Nutzen, den wir ei-
nes Tages aus der Zusammenarbeit ziehen werden.« Die 
Ausrichtung und die Spitze gegen die Bundesrepublik 
sind in dieser kurzen Veröffentlichung nicht zu überse-
hen.

Die führenden, politischen Kräfte im Berliner Reichs-
tag hatten seit 2022 begonnen, das seit dem Ersten Welt-
krieg in Deutschland herrschende Feindbild über Russ-
land erneut zu beleben. Sie rechtfertigen damit ihre 
Unterstützung der ukrainischen Nationalisten und ver-
banden sie mit völlig überhöhten Erwartungen und For-
derungen. Es gelte Kiew bis zum endgültigen Sieg – der 
Rückeroberung aller besetzten Gebiete, einschließlich 
der Krim, – zu unterstützen. Ansonsten drohe Russlands 
Griff nach dem Baltikum und weiteren Teilen von Euro-
pa, so die völlig übertriebene Panikmache vor dem 
Machthaber in Moskau und seinen großrussischen Plä-
nen. Nun sind die Regierenden und ihre politischen Für-
sprecher in den deutschen Medien auf den Boden der 
Realität zurückgeholt worden. Nachdem die anfängli-
chen militärischen Erfolge der ukrainischen Armee aus-
blieben und sie immer stärker in die Defensive geriet, zog 
ausgerechnet die Führungsmacht der westlichen Werte-
gemeinschaft, in deren Namen doch die deutsche Bun-
desregierung zu sprechen und zu handeln vorgab, die 
Reißleine. 

Die voraussichtlichen Ergebnisse der bisherigen 
Gespräche

»Bei seinem Antrittsbesuch im Nato-Hauptquartier erteilt 
der neue US-Verteidigungsminister dem NATO-Beitritt 
der Ukraine vorerst eine Absage – und bezeichnet eine 
Rückkehr zur Ukraine-Grenze von vor 2014 als unreali-
stisch. […] Zudem sehe die US-Regierung eine Nato-Mit-
gliedschaft der Ukraine nicht als Teil eines Friedensplans 
an. Aber die Ukraine brauche Sicherheitsgarantien, vor 
allem durch die Präsenz von europäischen Truppen nach 
Ende des Krieges, sagt Hegseth und betont: Die USA wür-
den keine Soldaten in die Ukraine entsenden. Außerdem 
forderte Hegseth, die europäischen Nato-Partner müssten 
den überwiegenden Anteil der zukünftigen militärischen 
wie zivilen Hilfe für die Ukraine übernehmen.«2

Der Krieg scheint eingefroren zu werden entlang der 
militärischen Frontlinien. Diese decken sich mit den im 

hundert werde ganz der Behauptung US-amerikanischer Übermacht gelten. 
(aus: Wikipedia) 

2	 »Welt« vom 13.02.25

Die Art und Weise, wie es zur Einstellung der Kampf-
handlungen in der Ukraine gekommen ist, sagt mehr 
über den Charakter des Krieges aus, der über drei Jahre 
hinter einer Nebelwand westlicher Propaganda verbor-
gen bleiben sollte. Es war eben nicht der Krieg zwischen 
einem kleinen, um seine Unabhängigkeit ringenden 
Staat, wie der Ukraine, gegen den militärischen Überfall 
durch seinen übermächtigen Nachbarn Russland. Vo-
rausgegangen war dem die tiefe gesellschaftliche Spal-
tung innerhalb der Ukraine, auch entlang ethnischer Zu-
gehörigkeiten. Nach dem Eingreifen von NATO- und 
EU-Staaten während des Maidan-Putsches 2014 auf Sei-
ten des rechten Sektors und pro-europäischer Nationa-
listen, die sich in die Tradition des Nazi-Kollaborateurs 
Bandera gestellt hatten, entwickelte sich ein Bürgerkrieg 
zwischen der Zentralregierung und den russischspra-
chigen Provinzen Donezk und Luhansk, die ihre Unab-
hängig erklärt hatten, weil sie den Bruch der Beziehun-
gen zu Russland zugunsten einer EU-Mitgliedschaft 
nicht hinnehmen wollten. Während Russland die nach 
Unabhängigkeit strebenden Provinzen unterstützte, setz-
te der Westen auf die militärische Aufrüstung der Restu-
kraine. Sie begann den Stellvertreter-Krieg gegen die ab-
trünnigen Provinzen, militärisch  unterstützt durch die 
westliche Wertegemeinschaft im Auftrag der NATO. 
Durch den Einmarsch Russlands im Febr. 22 wurde aus 
dem Stellvertreter-Bürgerkrieg ein offene militärische 
Auseinandersetzung um den Einfluss in der Ukraine.

Am 12. Februar 2025 haben Trump und Putin sich te-
lefonisch darüber verständigt, möglichst rasch Verhand-
lungen zu einer Beendigung der Kampfhandlungen auf-
zunehmen. Gibt es einen besseren Beweis dafür, dass die 
die ukrainische Führung Hunderttausende Soldaten in 
einem Stellungskrieg verheizen ließ im Interesse der 
westlichen Wertegemeinschaft, wenn ein Anruf des US-
Präsidenten genügt, um Verhandlungen zur Beilegung 
des Konfliktes einzuleiten? Außen vor bei der Initiative 
von Trump blieben sowohl die Regierungen der EU-Staa-
ten als auch die in Kiew. Dies verdeutlicht die Kräftever-
hältnisse innerhalb der westlichen Wertegemeinschaft, 
in der die Ukrainer als Kanonenfutter dienten. Die EU-
Staaten wurden in die Konfrontation mit Russland ge-
trieben, dem sowohl die wirtschaftliche Kooperation – 
Stichworte Gasversorgung und North Stream 2 – als auch 
eine politische Annäherung zum Opfer fielen. Ein ein-
deutiger Gewinn für die USA bei dem Bemühen, ihre 
Weltmachtstellung auch in Zukunft gegenüber dem EU-
Konkurrenten abzusichern.  

»Das primäre Interesse der Vereinigten Staaten durch das 
letzte Jahrhundert hindurch – also im Ersten, Zweiten und im kal-
ten Krieg – sind die Beziehungen zwischen Deutschland und Rus-
sland gewesen, denn vereinigt wären diese beiden die einzige 
Macht, die uns bedrohen könnte – und daher ist sicherzustellen, 
dass das nicht passiert.«1

1	 George Friedman, US-Amerikanischer Geostratege und Sicherheitsexperte. In 
seinem Bestseller Die nächsten hundert Jahre prognostiziert er, das 21. Jahr-
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werden, wenn es im Interesse der USA liegt, sich mit der 
russischen Führung über ein Ende der militärischen 
Konfrontation zu verständigen. Die neue Rolle, in die 
sich die europäischen Partner gedrängt sehen, rief bei ih-
ren politischen Führungsfiguren Fassungslosigkeit, Pa-
nik sowie Unmut und Protest hervor. Ihre Kritik brach-
ten sie auf der Münchener Sicherheitskonferenz zum 
Ausdruck, ohne allerdings an ihrer Einflusslosigkeit et-
was ändern zu können. Aber weshalb sind sie auf den 
Konfrontationskurs gegenüber Russland eingeschwenkt 
und sehen sie sich gezwungen, den Kurs der NATO auch 
weiterhin mitzutragen? Die Antwort liegt im Charakter 
der westlichen Wertegemeinschaft.

Charakter und Geschichte von NATO und EU

Die NATO als auch die EU sind keine Gemeinschaften, 
die von ähnlichen oder gar gleichen politischen und mo-
ralischen Wertevorstellungen geprägt sind. Es waren 
schlichtweg gemeinsame materielle und geopolitische 
Ziele, die zur Gründung von NATO und EU führten. Die 
gemeinsamen Interessen und Ziele entsprangen den ka-
pitalistischen Eigentumsverhältnissen, die es galt in der 
Nachkriegsperiode gegen das wachsende sozialistische 
Lager zu verteidigen. Im April 1949 wurde die NATO ge-
gründet von den USA, Kanada und den europäischen 
Staaten: Belgien, Dänemark, GB, Frankreich, Island, Ita-
lien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Portugal. Die 
NATO umfasste im Kern den nordamerikanischen Impe-
rialismus und die alten Kolonialmächten Europas. 

1957 wurde mit der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) die Vorläuferorganisation der EU ge-
gründet, übrigens mit politischer Duldung und Förde-
rung durch die Vereinigten Staaten. Sie bildete das 
Pendant zum Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW), einem Zusammenschluss von Staaten des durch 
die SU beherrschten Osteuropas. Wie auch bei der NATO 
stimmen Selbstwahrnehmung und Außendarstellung 
mit den eigentlichen Zielen der EU nicht überein. Die 
NATO sprach im Kalten Krieg von einem Kampf zwi-
schen Demokratie und Diktatur, wobei sie hinter der Pro-
pagandalosung von der Verteidigung der Demokratie die 
Zielsetzung ihres Kampfes (zumindest für große Teile 
der deutschen Bevölkerung) verbergen konnte. Es ging 
und geht ihr um die Sprengung der Fesseln und Grenzen 
für das Kapital, die ihr vom sozialistischen Block und 

Jahre 2014 entstandenen Realitäten. Die Regionen Do-
nezk und Luhansk hatten sich damals für unabhängig 
erklärt und die Bewohner auf der Krim stimmten bei ei-
ner Volksabstimmung mit großer Mehrheit für einen Bei-
tritt zur Russischen Föderation. Die Erwartungen deut-
scher Politiker auf einen militärischen Sieg der Ukraine, 
die sie bis dahin finanziell und militärisch unterstützen 
wollten, hat sich als Wunschdenken erwiesen; ebenso 
die Fantasie der Außenministerin, Deutschland werde 
mit Hilfe von Sanktionen Russlands Wirtschaft ruinie-
ren. Statt Russlands Ruin trug die Unterbrechung russi-
scher Gas und Erdöllieferungen zu steigenden Energie-
preisen und zur Krise der deutschen Wirtschaft bei.

US-Präsident Trump ist kein Friedensengel

Natürlich ist die Kehrtwende des neuen US-Präsidenten 
nicht auf moralische Erwägungen zurückzuführen; ihr 
liegen ganz nüchterne Überlegungen zu Grunde. Die eine 
Überlegung wurde schon erwähnt, wie die Verhinderung 
enger wirtschaftlicher und politischer Beziehungen zwi-
schen Deutschland und Russland. Die zweite Überlegung 
liegt in dem seit Oktober 2023 von Israel geführten Krieg 
im Nahen Osten. Die Vereinigten Staaten sind dabei ein-
gebunden als der wichtigste politische, finanzielle und 
militärische Unterstützer des israelischen Apartheid-
Regimes. Über eine weitere Überlegung berichtet Jörg 
Kronauer in der ‚Jungen Welt‘ vom 14. Februar 2025: »Der 
Machtkampf gegen den großen Rivalen China spitzt sich 
in einer Zeit zu, in der das relative ökonomische Gewicht 
der Vereinigten Staaten in der Welt sinkt. Die wirtschaft-
liche sowie die militärische Aufrüstung gegen Beijing, die 
Washington mit aller Kraft vorantreibt, kosten, bei knap-
peren Kassen, mehr denn je.«

Weite kommentiert Jörg Kronauer: »Jetzt hat man es 
schwarz auf weiß: Über das Ende des Ukraine-Kriegs ent-
scheiden weder die ukrainische Regierung noch die Re-
gierungen der alten Mächte im westlichen Teil Europas. 
Die Einstellung der Kämpfe vereinbaren Russland und die 
USA. [...] Dennoch legte die Biden-Regierung bis zuletzt 
Wert darauf, den Anschein zu wahren, es hänge alles von 
Kiew und, aber natürlich, auch von den allerbesten Ver-
bündeten in Europa ab.«

Die Trump-Administration hat ihren allerbesten eu-
ropäischen Verbündeten, insbesondere der Ukraine, 
deutlich gemacht, dass sie weder gefragt noch gebraucht 

 Fotos: Jochen Gester
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den Unabhängigkeitsbestrebungen der Kolonialländer 
auferlegt worden waren. 

Die Aufgabe endete nicht 1989/90, sondern besteht 
unter veränderten weltpolitischen Voraussetzungen wei-
ter fort. Dies ist auch der Grund, warum das westliche 
Militärbündnis mit dem Ende der Blockkonfrontation 
nicht aufgelöst, sondern den neuen Aufgaben angepasst 
und und vor allem nach Osten erweitert wurde. Die Auf-
gabe der NATO war und ist es, den erweiterten Einfluss 
des »Wertewestens« militärisch abzusichern. Die Aufga-
be, den wirtschaftlichen und politischen Einfluss zu er-
weitern, übernahm die europäische Union.

Die EU repräsentiert keineswegs, wie behauptet, die 
»Europäische Friedensordnung«. Gegründet wurde sie 
zur Stabilisierung der wirtschaftlichen und sozialen Ver-
hältnisse in den kapitalistischen Staaten Westeuropas. 
Durch einen erhöhten Lebensstandard sollten die arbei-
tenden Menschen Westeuropas immun werden gegen-
über den Verlockungen einer sozialistischen Umgestal-
tung. Insbesondere unmittelbar an der Grenze zwischen 
den Blöcken, in Deutschland, erwies sich dies als unge-
mein erfolgreich und massenwirksam. Der durch die ost-
deutsche Bevölkerung erwartete und erzwungene Bei-
tritt zur Bundesrepublik zeugt von der Attraktivität und 
Anziehungskraft eines höheren materiellen Standards. 
Dies bildete die Grundlage für die Ausstrahlung und 
Ausdehnung der Europäischen Union nach Osten. Wo 
diese Ausdehnung auf Widerstand stieß und stößt, wie in 
der Ukraine, wird versucht ihn zu brechen. Nicht um das 
»Selbstbestimmungsrecht« der ukrainischen Nation zu 
verteidigen, sondern um auch dort eine »regelbasierte 
Ordnung« zu etablieren, sprich um das Territorium für 
ausländische Investoren und Fonds zu öffnen.

Es geht um die Verteilung der finanziellen und 
materiellen Kosten

Die Regierung der Vereinigten Staaten dürfte diese geo-
strategischen Ziele langfristig teilen. Sie hat mit ihrer 
»Friedensinitiative« nur deutlich gemacht, dass sie sich 
den finanziellen Verpflichtungen aus der Unterstützung 
der Ukraine durch eine vorübergehende Einigung mit 
Putin entledigen will. Für den zukünftigen militärischen 
Schutz der Ukraine, für den Wiederaufbau des zerstörten 
und ruinierten Landes sollen die europäischen Verbün-
deten aufkommen, nachdem sich die USA durch ein 
Machtwort ihres Präsidenten als »Friedensbringer« ver-
abschiedet haben. 

Auf der Sicherheitskonferenz sprach Bundespräsident 
Steinmeier zum Beschluss der Washingtoner Admini-
stration: »Die neue amerikanische Administration hat 
ein anderes Weltbild als wir. Eines, das keine Rücksicht 
nimmt auf etablierte Regeln, auf gewachsene Partner-
schaft und Vertrauen«, sagte er am Freitag zum Auftakt 
der Sicherheitskonferenz in München und warnte: »Re-
gellosigkeit darf nicht zum Leitbild für eine Neuordnung 
der Welt werden.«3 Zugleich versicherte der Bundespräsi-
dent: »Unseren Partnern und Freunden sage ich: Deut-
sche Außen- und Sicherheitspolitik bleibt europäisch, 
bleibt transatlantisch und bleibt multilateral. […] Wir  

3	 	 »t-online« vom  14.02.2025

verfolgen unsere Interessen, wir suchen nach gemeinsa-
men Lösungen, wir stellen unsere internationalen Part-
nerschaften breiter auf.«

Einen Bruch der transatlantischen Partnerschaft 
wird es unter den gegebenen politischen Kräfteverhält-
nissen nicht geben. Das lassen die gemeinsamen materi-
ellen Interessen und Ziele nicht zu. Nach einer Zeit des 
Umbruchs und der Unruhe – in der sich die regierenden 
politischen Kräfte in der europäischen Union mit ihrer 
untergeordneten Rolle abgefunden und sortiert haben – 
werden sie zum normalen transatlantischen Geschäfts-
betrieb übergehen.

21.2.2025  n

Ergänzende Bemerkungen
Es gibt in Bezug auf die deutsche Position bezüglich des 
»Angriffs«-Kriegs noch eine weitere Dimension, die bis-
her weitestgehend verborgen ist. Das betrifft insbesonde-
re die sog. »Zeitenwende«, die Scholz so großartig ver-
kündete, die in Wirklichkeit allerdings so gar nicht 
existiert. Bereits 2017 (!) wurden zwischen Deutschland 
und Frankreich Abkommen getroffen, die im Rahmen 
eines gemeinsamen Projekts die vollständige Neuaus- 
rüstung beider Streitkräfte vorsehen. Das Großprojekt ist 
nichts Geringeres als die Ausstattung der Armeen mit 
modernster Technik. 2018 wurde das Projekt auf einem 
Militärkongress vorgestellt, allerdings nicht einer breite-
ren Öffentlichkeit.

2018 kam das Ganze dann doch ans Licht, als das 
»Handelsblatt« bemängelte, dass von der Leyen, die da-
malige Verteidigungsministerin, das Großprojekt ledig-
lich »versteckt auf den Internetseiten« vorgestellt habe. 
Auch Zahlen in Bezug auf die Kosten des Aufrüstungs-
projekts wurden präsentiert, die auf die einzelnen Be-
schaffungssektoren (hier sind Panzer, Flugzeuge, Schiffe, 
gemeint) ziemlich genau in der Summe die berüchtigten 
100 Mrd. Euro des späteren sogenannten »Sondervermö-
gens« ergeben.

Das heißt doch nichts anderes, als dass die deutschen 
Regierungen diese Aufrüstungs- und Kriegsvorberei-
tungen schon sehr lange durchgeplant hatten und den 
Ukraine-Krieg als willkommenen Grund und Vehikel ge-
nutzt haben, um es in der Öffentlichkeit unter Verschlei-
erung der viel weitergehenden Absichten plausibel er-
scheinen zu lassen. 

Deutschland tritt hier gerade nicht als Vasall der USA 
auf und verfolgt eigene imperialistische Ziele. Natürlich 
löst das noch nicht die transatlantische Allianz auf, dazu 
ist die amerikanische Seite, auch durch geschicktes Tak-
tieren hinsichtlich der Ukraine, zu stark und Deutsch-
land vor allem wirtschaftlich geschwächt.
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Dazu kämen dann noch Zahlungen an den europäischen 
Militärfonds, der nach Aussagen von Baerbock bis zu 700 
Milliarden umfassen soll.

Gigantische Summen, die auf die Dauer nicht ohne 
massive Einschnitte in soziale Bereiche aufzubringen 
sein werden. Auf jeden Fall werden diese »Sonderschul-
den« die Inflation weiter anheizen und die Lebenshal-
tungskosten der arbeitenden Bevölkerung weiter hoch-
treiben.

Das alles muss, um soziale Unruhen zu vermeiden, 
gut begründet werden. Und dies geschieht, indem das 
Feindbild Russland immer dramatischer und dämo-
nischer in Szene gesetzt wird. Trump hat durchaus ein 
ernsthaftes Interesse, den Ukraine-Krieg zu beenden, 
denn schließlich waren die USA die größten Nettozahler. 
Die Verschuldung der USA in Billionenhöhe, die ungün-
stige Außenhandelsbilanz, die Verelendung großer Teile 
der amerikanischen Bevölkerung, vor allem von Minder-
heiten, zwingen die amerikanische Regierung zu Ein-
schränkungen im Militärhaushalt, wenn ihnen nicht ir-
gendwann der gesamte Laden um die Ohren fliegen soll. 
Sie müssen sich auf ihren Hauptgegner konzentrieren, 
und dies ist ohne Zweifel China als stärkster wirtschaft-
licher Konkurrent. Was liegt da näher als die Lasten des 
Krieges gegen Russland Europa aufzudrücken? Gleich-
zeitig wollen und müssen die USA ihre Rolle als weltpo-
litischer Hegemon bewahren und dürfen keine Schwä-
che zeigen, denn dies nützt aus ihrer Sicht nur dem 
Gegner China. Trumps Großmäuligkeit und Rüpelhaftig-
keit stellt soetwas wie eine Charaktermaske dar. Der 
neue Sheriff der USA verbirgt durch sein Auftreten die 
innere Schwäche der USA und ihren Niedergang, will 
aber gleichzeitig Amerikas Rolle als hegemoniale Welt-
macht hervorheben und demonstrieren. Das America-
first-Konzept entspringt keiner Laune Trumps, sondern 
einer Notwendigkeit.

Mit diesem Konzept können die wirtschaftlich und 
politisch Herrschenden in Europa gegenüber ihren Be-
völkerungen begründen, weshalb die »Zeitenwende« 
jetzt von ihnen große Opfer abverlangt, schließlich müs-
se jetzt Europa auf sich gestellt gegenüber dem brutalen 
Aggressor Putin handeln. Denn würde man jetzt nicht 
massiv aufrüsten, dann würde Putin – so die Dauerpro-
paganda der sogenannten Militärexperten in Talkshows 
– demnächst vor dem Brandenburger Tor stehen. Die 
Mehrheit unserer Regierungsvertreter mag ernsthaft ge-
glaubt haben, dass der Krieg gegen Russland und seine 
wirtschaftliche Zerstörung (Baerbock) möglich war mit 
Hilfe der USA. Dann hätten lukrative Gewinne gewun-
ken, vor allem in der Ukraine, die ja sowieso schon eine 
wirtschaftlich völlig abhängige Kolonie des westlichen 
Imperialismus ist.

Für Deutschland wäre die Ukraine ein weiterer Ex-
portmarkt und ein Reservoir billiger Arbeitskräfte, ein 
sehr günstiger Standort für deutsche Betriebe, sozusagen 
ein Billiglohnland wie einstmals China, dessen Lohnko-

Vieles von dem, was uns durch die Medien an angeblich 
objektiven Tatsachen aufgedrängt wird, ist Propaganda, 
die die dahinterstehenden Interessen vernebelt. 

Deshalb müssen wir immer zuallererst nach den Inte-
ressen der jeweiligen Akteure fragen, seien es staatliche 
Vertreter, Vertreter der Wirtschaft oder Vertreter be-
stimmter Parteien. 

Nehmen wir den empörten »Aufschrei« der Vertreter 
des europäischen Imperialismus über die sogenannte 
Friedensinitiative Trumps. Mit dieser Initiative war zu 
rechnen nach seiner Ankündigung schon vor seiner Wie-
derwahl, er würde den Krieg zwischen Russland und der 
Ukraine in einem Tag beenden. 

Diese »Scheinempörung« wird jetzt genutzt, um die 
Kriegswirtschaft weiter voranzutreiben, um bisher un-
vorstellbare Summen für Aufrüstung und Kriegstüchtig-
keit bereitzustellen. Außerdem sind inzwischen alle ehe-
maligen Rüstungskontrollgesetze aufgehoben. Deutsche 
Waffen werden heute auch offiziell in Kriegs-und Krisen-
gebiete geliefert, manchmal direkt – wie in die Ukraine 
und nach Israel – manchmal über Umwege. Ein globales, 
lukratives Geschäft, bei dem Moral keine Rolle spielt. 

Ein Kommentar von Wolfgang Ischinger (Präsident 
des Stiftungsrats der Münchner Sicherheitskonferenz) 
»Europa muss jetzt handeln« in der FAZ vom 3. März 
spricht da Klartext, wenn er fordert: »Die Herstellung 
eines konsolidierten europäischen Rüstungs-und Vertei-
digungsmarkts mit dem Ziel, die Leistungs-und Wettbe-
werbsfähigkeit Europas massiv zu steigern. Statt 70 Pro-
zent unseres militärischen Bedarfs in den USA einkaufen 
zu müssen, sollten wir anstreben, 70 Prozent des Bedarfs 
europäisch abdecken zu können.« 

Der medial hochgepuschte »Zwist« mit Trump kommt 
also auch den Vertretern der bürgerlichen Parteien in 
Deutschland gelegen, denn sie wittern hier außerordent-
lich gute Geschäfte der Rüstungsindustrie, mit deren Hil-
fe man man die steigende Anzahl an Arbeitslosen, z.B. 
zukünftig in der Stahl-und Autobranche, kompensieren 
kann. Und warum sollen zukünftig nicht in den VW – 
Werken statt Elektroautos Panzer gebaut werden? Warum 
nicht die Gelegenheit nutzen, um den USA ihre bishe-
rigen Marktanteile streitig zu machen? 

Deutschland will bei diesen Umbauprozessen auf eu-
ropäischer Ebene eine Führungsrolle übernehmen, aber 
da tun sich neue Widersprüche auf, vor allem mit Frank-
reich, das ebenfalls eine Führungsrolle beansprucht. Im 
Gespräch ist auch England, vielleicht gemeinsam mit 
Frankreich, um Deutschlands Ambitionen zurückzu-
drängen? Verdeckt hinter der Kulisse von empörter Ei-
nigkeit gegenüber Trump spielen sich schon jetzt Kämpfe 
um die jeweilige beste nationale Ausgangsposition der 
europäischen Länder ab. 

Wegen dieser innereuropäischen Konkurrenz ist Eile 
geboten und die alte Regierung Deutschlands will noch 
vor der Bildung der neuen ein weiteres Sondervermögen 
vereinbaren, die Rede ist von bis zu 400 Milliarden Euro. 

n 	 Zur Diskuss ion :

Der Ukraine-Krieg und seine Folgen  
nach der Wahl von Trump
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gescheitert. Trump hat durchaus rational im Interesse 
des amerikanischen Imperialismus gehandelt, als er ver-
sucht hat, noch in der Niederlage etwas für die amerika-
nische Wirtschaft herauszuholen. Das ist natürlich kein 
dauerhafter Friede, sondern die Ausbeutung der Ukraine 
als Kolonie wird eine Quelle neuer Konflikte sein. 

Auch Selensky weiß, dass der Krieg verloren ist. Tau-
sende Soldaten desertieren von der Front, Wehrpflichtige 
verstecken sich und werden unter Zwang rekrutiert. Nur 
die Kräfte des rechten Sektors, darunter die extrem nati-
onalistischen Asow-Bataillone und Banderisten halten 
den Glauben an einen Sieg über Russland aufrecht. Se-
lensky weiß genau, wenn er öffentlich dem Ausverkauf 
seines Landes zustimmt und eingestehen muss, dass die 
vielen toten Soldaten und letztendlich der ganze Krieg 
umsonst war, seine Tage als Präsident gezählt sind. Des-
halb muss er schon aus Eigennutz Trump widersprechen 
und weitere Waffenlieferungen bzw. Sicherheitsgaran-
tien fordern. Darunter versteht er an erster Stelle einen 
NATO-Beitritt, aber das wird von den USA und von Rus-
sland ausgeschlossen. Da bleibt dann nur noch eine »Ko-
alition der Willingen« als europäische »Friedenstruppe« 
, aber auch eine solche »Sicherheitsgarantie« bestehend 
nur aus einigen der europäischen NATO-Länder wird 
Russland niemals akzeptieren. Sollten sie dennoch in 
der Ukraine stationiert werden, wird es möglicherweise 
zu einer militärischen Antwort Russlands kommen, die 
dann auch Deutschland direkt zum Ziel hat. 

Ein von außen aufgezwungener Friede wird keinen 
dauerhaften Bestand haben. 

D. B. 4.3.2025  n

mon-Hochschule (Berlin), Bettina Völter. Sie hatte sich 
geweigert die Polizei mit der Räumung besetzter Vorle-
sungsräume zu beauftragen. »Judenhasser im Hörsaal, 
doch Uni-Rektorin stellt sich gegen die Polizei“, unter 
dieser Überschrift forderte die BILD-Zeitung die Entlas-
sung der als »antisemitisch“ gebrandmarkten Rektorin. 
Die Botschaft derartiger Kampagnen an die deutschen 
Staatsdiener ist eindeutig.

Einen Vorteil bietet das im Bundestag beschlossene 
Verfahren. Da es keine Gesetzeskraft hat, lässt sich dage-
gen nicht oder nur schwer klagen. Das erinnert an die 
polizeiliche Stürmung und Verhinderung des Palästina-
Kongresses im April vorigen Jahres (12. – 14. 04. 2024). 
Ein Verbot des Kongresses wurde nie ausgesprochen, 
denn dagegen hätten die Organisatoren klagen können – 
höchstwahrscheinlich erfolgreich. So verhinderte poli-
zeiliches Handeln, wie die Verhinderung der Einreise 
von ausländischen Kongressteilnehmern und Referenten, 
eine ordnungsgemäße Durchführung der Tagung. Der 
Klage des ehemaligen griechischen Finanzministers Va-
roufakis gegen sein damaliges Einreiseverbot einschließ-
lich des Verbots politischer Betätigung wurde nach Mo-

»Der Bundestag hat sich am Donnerstag, 7. November 
2024, mit einem interfraktionellen Antrag für ein ent-
schlossenes Handeln gegen Antisemitismus in Deutsch-
land befasst. Die Vorlage von SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP trägt den Titel ›Nie wieder ist jetzt – 
Jüdisches Leben in Deutschland schützen, bewahren und 
stärken‹ und wurde im Anschluss an die rund eineinhalb-
stündige Aussprache mit den Stimmen der SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU und AfD gegen die Stim-
men der Gruppe BSW und bei Enthaltung der Gruppe Die 
Linke angenommen.“

Mit dieser sachlichen Mitteilung informierte der 
Bundestag offiziell über die Annahme des Antrags. SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben ihn 
nicht als Gesetzesvorlage, sondern als Antrag zur Ab-
stimmung stellen lassen. Dennoch dürfte er, angesichts 
der innenpolitisch erzeugten Pro-Israel-Stimmung wir-
ken, als hätte er Gesetzeskraft. Denn kaum ein im Staats-
dienst Beschäftigter wird es wagen, die darin enthal-
tenen Empfehlungen zu missachten und sich dem 
Vorwurf des Antisemitismus auszusetzen. Das zeigt sich 
u.a. in der Kampagne gegen die Rektorin der Alice-Salo-

sten aber in den letzten Jahren gestiegen sind. In der Uk-
raine liegt der Mindestlohn immer noch unter zwei Euro. 
Jetzt sind diese »Gewinnerwartungen« gefährdet. Denn 
auch die USA haben ihre Interessen. Schon vor über 
einem Jahr wurden von Selensky und Biden Verträge un-
terschrieben, die vorsahen, dass Schulden auch in Form 
von Landverkäufen und Rohstoffen beglichen werden 
können. Trump hat diese Verträge jetzt nur unverblümt 
konkretisiert und so eines der Kriegsziele deutlich ge-
macht, nämlich:

Kapitalverwertung und Profitmaximierung

Selensky hatte ebenfalls einen Vertrag mit dem Finanz-
fonds Blackrock unterschrieben und damit diesem über 
10 Billionen schweren Fonds die Entscheidung über Inve-
stitionen nach dem Krieg überlassen. Diese Interessen 
stehen durchaus in Konkurrenz mit denen Europas. Eur-
opa und vor allem Deutschland als zweitgrößter Netto-
zahler an die Ukraine zieht zur Zeit den Kürzeren. Da 
muss schleunigst Schadensbegrenzung organisiert wer-
den. Ob das möglich ist, bleibt zweifelhaft, denn ein wei-
teres Kriegsziel haben die USA auf jeden Fall erreicht. 
Das besteht in der Schwächung des Konkurrenten Euro-
pa, besonders Deutschlands. 

Der Krieg – das hat Trump deutlich erkannt – ist für 
die Ukraine verloren. Das eigentliche Kriegsziel: Russ-
land so zu schwächen, dass es noch einmal gelingt, wie 
unmittelbar nach dem Zusammenbruch der SU, Russ-
land einen neoliberalen Kapitalismus aufzuzwingen, ist 

Beschluss gegen Judenhass soll Bevölkerung auf  
Solidarität mit dem israelischen Apartheidregime  
verpflichten
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naten zwar stattgegeben, kann aber nachträglich nichts 
mehr ändern.

Der Antrag gegen Judenhass beruft sich auf die heftig 
umstrittene Definition von Antisemitismus der IHRA 
und zielt vor allem auf Aktivitäten zur Unterstützung des 
palästinensischen Widerstands. Deshalb fand auch die 
Kritik israelischer Wissenschaftler und Kunstschaffen-
der an dieser Definition keinerlei Gehör; sie soll nicht Be-
standteil der öffentlichen Debatte werden. »Der Bundes-
tag bekräftige seinen Beschluss, sicherzustellen, dass 
keine Organisationen und Projekte finanziell gefördert 
werden, die Antisemitismus verbreiten, das Existenzrecht 
Israels in Frage stellen, die zum Boykott Israels aufrufen 
oder die die BDS-Bewegung aktiv unterstützen, betonen 
die Fraktionen. […] Sie verweisen in diesem Zusammen-
hang auf Beschlüsse von Bundesregierung und Bundestag, 
die die Arbeitsdefinition der IHRA Internationale Allianz 
zum Holocaustgedenken von Antisemitismus als maßgeb-
lich heranziehen. Die Regierung müsse nun dafür sorgen, 
dass diese Definition auch in Ländern und Kommunen 
zur Grundlage für entsprechende Regelungen werde. Au-
ßerdem schlagen die Abgeordneten vor, ein Betätigungs-
verbot oder Organisationsverbot der BDS-Bewegung, die 
zum Boykott israelischer Produkte aufruft, in Deutsch-
land zu prüfen.“

Wer – ob als Einzelperson oder Initiative – nicht die 
Sichtweise des Bundestags-Beschlusses teilt, dem droht 
der Entzug von Räumlichkeiten und Fördergeldern. Im-
mer häufiger ist die berufliche Existenz bedroht und ge-
fährdet. In Berliner Kunst- und Sozialprojekten verloren 
schon zahlreiche Beschäftigte ihren Arbeitsplatz, weil 
sie nicht bereit waren, ein Bekenntnis zur deutschen 
Staatsräson abzugeben. Nun hat der Bundestag die Tür 
noch weiter geöffnet für die Verfolgung von Aktivitäten, 
die sich gegen die Expansion des israelischen Apartheid-
systems richten und den palästinensischen Widerstand 
unterstützen.

In diesem Zusammenhang führt der Antrag (Drucksa-
che 20/13627) weiter aus: »Dazu gehört es unter anderem, 
‚Gesetzeslücken zu schließen und repressive Möglich-
keiten konsequent auszuschöpfen‘. Dies gilt in besonde-
rem Maße im Strafrecht sowie im Aufenthalts-, Asyl- und 
Staatsangehörigkeitsrecht, um eine möglichst wirksame 
Bekämpfung von Antisemitismus zu gewährleisten.“ Ne-
ben den strafrechtlichen Drohungen vor allem gegenüber 
Eingewanderten aus moslemisch geprägten Gesellschaf-
ten soll Einfluss genommen werden vor allem auf dem 

Gebiet der Bildung. »Deshalb sind Schulen und Hoch-
schulen darin zu unterstützen, weiterhin von ihren recht-
lichen Möglichkeiten Gebrauch zu machen oder entspre-
chende Möglichkeiten zu implementieren. Dazu gehören 
die Anwendung des Hausrechts, der Ausschluss vom Un-
terricht oder Studium bis hin zur Exmatrikulation in be-
sonders schweren Fällen.“ Dies weckt Erinnerungen an 
die Blütezeit von Berufsverboten und Unvereinbarkeits-
beschlüssen in den 1970er Jahren. Wer in Verdacht stand, 
nicht auf dem Boden des Grundgesetzes zu stehen, ge-
hörte nicht in den Staatsdienst, der sollte nicht als Päda-
goge Heranwachsende, Auszubildende oder Studierende 
»indoktrinieren« können.

»Der Deutsche Bundestag begrüßt im Übrigen das Ver-
bot der Betätigung der Terrororganisation Hamas sowie 
des internationalen Netzwerks Samidoun durch die Bun-
desregierung. Nun müssen weitere extremistische Orga-
nisationen überprüft und, sofern möglich, verboten wer-
den. […] Dazu zählt, dass auch ein Betätigungsverbot 
oder ein Organisationsverbot der BDS-Bewegung in 
Deutschland geprüft wird.“ Die bestehenden Verbote im 
restriktiven deutschen Vereinsrecht sollen also noch 
ausgeweitet werden, z.B. auf die Boykottbewegung gegen 
Israel. Das Agieren der staatstragenden Kräfte in der Bun-
desrepublik – von Parteien wie Gewerkschaften – ist 
wohl einmalig; nirgendwo in der EU wird ein Verbot der 
BDS-Bewegung erwogen. Die Zusammenarbeit und Un-
terstützung von BDS gehört dagegen in vielen europä-
ischen Staaten zur alltäglichen Praxis von Gewerkschaf-
ten und linken Parteien.

18. Januar 2025
 

Eine ähnliche, fast gleichlautende Resolution beschloss 
der Bundestag für den Bildungsbereich:

Israel-kritische Inhalte sollen aus Schulen 
und Hochschulen verbannt werden

Vor wenigen Tagen, am 29. Januar 2025, wurde ein Antrag 
von SPD, CDU/CSU, Bündnis90/Die Grünen und FDP 
eingebracht und verabschiedet, der erneut Proteste gegen 
die Unterdrückung, Vernichtung und Vertreibung der 
palästinensischen Bevölkerung durch den israelischen 
Staat kriminalisieren soll. Diesmal trifft es Bildungsein-
richtungen. Deshalb trägt der Antrag den in sich wider-
sprüchlichen Titel »Antisemitismus und Israelfeindlich-
keit an Schulen und Hochschulen entschlossen entge- 
gentreten sowie den freien Diskursraum sichern.« Wider-
sinnig deshalb, weil hier erneut die Gleichsetzung von 
Kritik am israelischen Staat mit Antisemitismus einge-
setzt wird, um jeden »freien Diskursraum“ nicht zu »si-
chern«, sondern einzuengen bzw. durch Disziplinarmaß-
nahmen zu beseitigen. Um die Befolgung der deutschen 
Staatsräson auch an Hochschulen und Schulen durchzu-
setzen, wird ein ganzes »Gruselkabinett« an Maßnah-
men aufgelistet, durch die Schüler:innen und Stu-
dent:innen, Professor:innen und Lehrer:innen im Sinne 
der deutschen Staatsräson gefügig gemacht werden sol-
len. Hier nur einige davon:

© heba/Umbruch-Bildarchiv
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000 Verletzte sprechen eine deutliche Sprache. Israel ist 
zu einem Paria-Staat geworden, wohl kein Land bietet 
so wenig Sicherheit für Juden wie Israel. Wer vor die-
sem Hintergrund noch die bedingungslose Solidarität 
mit Israel einfordert, hat dafür keine rationalen oder 
moralischen Argumente mehr. Wie will man diese völ-
lige Missachtung von Völkerrecht und Menschenwürde 
in Einklang bringen mit der sogenannten »wertebasier-
ten Ordnung“ des Westens? Da hilft nur noch Repressi-
on, Einschränkung von Meinungs- und Versammlungs-
freiheit: Die Solidarität mit Israel muss von oben 
angeordnet werden, denn die Realität selbst zerstört je-
des positive Bild, das von Israel gezeichnet wurde. Der 
völlig asymmetrische Krieg gegen Gaza, für den 
Deutschland der zweitgrößte Waffenlieferant ist, hat 
die Doppelmoral der westlichen »Wertegemeinschaft“ 
und die Triebfedern eines Systems offengelegt, das bei 
der Durchsetzung seiner Interessen über Leichenberge 
geht. Deshalb müssen junge Menschen mit allen Mit-
teln bekämpft werden, die diese Doppelmoral durch-
schauen und erkennen, dass es sich hier nicht um Ver-
antwortung gegenüber der Vergangenheit oder um 
Antisemitismus handelt, sondern letztendlich um die 
Durchsetzung imperialer Interessen. 

•	Aber es geht nicht nur um die Unterdrückung der Palä-
stina-Solidarität. Deutschland soll »kriegstüchtig“ wer-
den und dabei spielen auch Schulen und Hochschulen 
eine entscheidende Rolle. Gefügige Untertanen sind er-
wünscht, keine jungen Menschen, die selbstständig 
denken und Unrecht Widerstand entgegensetzen. Die 
Wehrpflicht soll wieder eingeführt und an den Hoch-
schulen soll für die Rüstungsindustrie geforscht wer-
den. Deshalb werden die Hochschulen aufgefordert, die 
sogenannte Zivilklausel, die eine Zusammenarbeit von 
Hochschulforschung mit der Rüstung untersagt, wieder 
abzuschaffen. Die Unterdrückung der Israelkritik unter 
dem Mantel der Antisemitismusbekämpfung ist des-
halb auch ein Testfall für die Repression gegenüber je-
dem anderen Widerstand, der Maßnahmen des bürger-
lichen Staates in Frage stellt. Leider ist der Widerstand 
gegen diesen erneuten Antrag gegen »Antisemitismus 
und Israelfeindlichkeit“ nur sehr schwach und der An-
trag selbst wenig bekannt. Es war damit zu rechnen, 
dass er ohne größere Debatten durchgewuinkt wurde 
und zwar mit den Stimmen der AfD. Nur das BSW hat 
dagegen gestimmt! Auch diesmal hat sich Die Linke op-
portunistisch enthalten, obwohl es aus den eigenen Rei-
hen von der Hochschulgruppe SDS die Aufforderung 
gegeben hatte, gegen die Resolution zu stimmen.1 

B. A. , 29.01.25  n

1	 https://arbeiterpolitik.de/2025/02/beschluss-des-bundestages-isra-
el-kritische-inhalte-sollen-aus-schulen-und-hochschulen-verbannt-
werden/

•	Schulen und Hochschulen sollen alle rechtlichen Mög-
lichkeiten gegen Antisemitismus und Israelfeindlich-
keit ausschöpfen. »Dazu gehören die konsequente An-
wendung des Hausrechts, der temporäre Ausschluss 
vom Unterricht oder Studium bis hin zur ggf. Exmatri-
kulation in besonders schweren Fällen.“ 

•	Ein Austausch zwischen Hochschulen und Sicherheits-
behörden soll intensiviert werden. 

•	Die Expertise von Sicherheitsbehörden soll systema-
tischer und regelmäßiger genutzt werden. (Was ist da-
mit gemeint? Vielleicht der Einsatz von Spitzeln des 
Verfassungsschutzes in Seminaren?) 

•	Darüber hinaus sollen im Sinne der deutschen Staatsrä-
son und der IHRA-Definition von Antisemitismus Bil-
dungsangebote und Materialien verbindlich gemacht 
werden. 

•	Hochschulen werden bedroht mit dem Entzug von För-
dermitteln des Bundes, die nach dem Maßstab der soge-
nannten »wissenschaftlichen Exzellenz“ vergeben wer-
den, So heißt es im Antrag, dass sich wissenschaftliche 
Exzellenz und Antisemitismus ausschließen. Nun stellt 
sich die Frage, woher dieser blindwütige »Furor“ 
kommt, mit dem die bürgerlichen Parteien in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen jedwede Kritik an Israel mit 
immer repressiveren Maßnahmen unterdrücken. 

Dazu zwei Thesen:
•	Nicht erst seit heute wird von Seiten der bürgerlichen 

Parteien und der Mainstreammedien Israel glorifiziert: 
Israel sei das einzige demokratische Land im Nahen Os-
ten, seine Armee die moralischste und humanistischste 
der Welt, Israel sei auch ein Eldorado der LGBTQ-Ge-
meinde, tolerant und weltoffen ……. dazu ein Schutz-
raum für antisemitisch verfolgte Juden aus aller Welt. 
Diese schönfärberische Propaganda zerbricht, erweist 
sich als Lüge, mit der milliardenschwere Waffenge-
schäfte und geopolitische Interessen an der Seite der 
USA vernebelt werden. Wer die komplette Zerstörung 
Gazas sieht, die ja selbst das ZDF und die ARD nicht 
verbergen können, der weiß oder erahnt, dass es bei die-
sem brutalen, entmenschlichten Vorgehen der israe-
lischen Armee nicht um Selbstverteidigung geht, son-
dern um Vertreibungen und Völkermord. Über 47 000 
Tote, davon die Mehrheit Frauen und Kinder, an die 100 

© heba/Umbruch-Bildarchiv
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nahegelegenen Finnentrop. Der Vorstand war nicht dazu 
bereit oder in der Lage, die drängenden Fragen – etwa 
wie es jetzt weitergeht oder wann das Werk geschlossen 
werden soll – zu beantworten. Am Mittwoch trafen sich 
in Duisburg alle Betriebsräte des Konzerns, um gemein-
sam mit dem Vorstand über die geplanten Maßnahmen 
zu sprechen und erhielten auf »drängende Fragen … wie 
genau der geplante Abbau von 5.000 Stellen bis 2030 sozi-
alverträglich erfolgen könne, welche Werke wie stark be-
troffen sind und wo genau 6.000 Mitarbeiter zu externen 
Dienstleistern wechseln sollen«3 letztlich keine klaren 
Antworten.

IG Metall und Gesamtbetriebsrat kündigten an, sich 
mit dem Vorstand erst wieder an einen Tisch zu setzen, 
»wenn der Konzern verbindliche Zusagen gebe, beim Stel-
lenabbau auf Kündigungen zu verzichten und … die ange-
kündigte Werksschließung in Kreuztal im Siegerland 
zurücknimmt.«4 Angekündigt wurde auch die schon seit 
längerem für den 11.12.2024 geplante Solidaritätsaktion 
mit einer Demonstration für den Erhalt der Arbeitsplätze 
zu nutzen.

Die Demonstration am 11.12.2024 führte vom Werk in 
Eichen zum vier Kilometer entfernten Roten Platz (be-
nannt nach der roten Pflasterung ohne Bezug zur Arbei-
terbewegung) in Kreuztal. Demonstration und Kundge-
bung waren u.a. begleitet von Rufen wie »López Raus!« 
oder »Stahl muss fließen, Eichen darf nicht schließen«. 
Miguel López, den noch relativ neuen Chef der tkAG, ma-
chen die Beschäftigten verantwortlich für den geplanten 
Kahlschlag.

Die Angaben über die Beteiligung sind unterschied-
lich. Laut WDR nahmen 2.000 bis 2.500, laut Polizei rund 
2.000 Menschen an der Demonstration teil. Angereist wa-
ren Delegationen aus anderen Standorten der tkSE. Nach 
Darstellung der Siegener Zeitung starteten in Eichen zu-
nächst 700 Menschen. »Von Meter zu Meter schlossen 
sich mehr Menschen an, sodass zu Beginn der Kundge-
bung auf dem Roten Platz laut Polizei 2.000 Menschen ein 
Zeichen der Solidarität setzten.«5 Die Demonstranten 
wurden von den schon auf dem Platz versammelten Men-
schen mit Beifall begrüßt. Der Sprecher der IG Metall 
sprach von mehr als 2.500 Menschen, die sich nun auf 
dem Platz versammelt hätten.

Kolleg*innen aus anderen lokalen Betrieben, etwa der 
Deutschen Edelstahlwerke (Siegen-Geisweid), zollten 
ihre Solidarität. Der BR-Vorsitzende Helmut Renk habe 
noch nie so planlose, ideenlose Vorstände erlebt. Er kriti-
siert, dass Menschen, die vom Stahl keine Ahnung hät-
ten, die Entscheidungen fällen könnten. Er forderte einen 
Plan für die Menschen, nicht gegen sie und betonte, dass 
die Belegschaft sich das nicht gefallen lasse. Andreas 

3	 Emotionale Krisensitzung der Thyssenkrupp-Betriebsräte in Duis-
burg, WDR 27.11.2024

4	 Emotionale Krisensitzung der Thyssenkrupp-Betriebsräte in Duis-
burg, WDR 27.11.2024

5	 2000 Menschen kämpfen um Standorterhalt, Siegener Zeitung 
12.12.2024

Die Beschäftigten der thyssenkrupp Steel Europe (tkSE) 
führen in der aktuellen Klassenauseinandersetzung ei-
nen Abwehrkampf gegen die geplanten Maßnahmen der 
thyssenkrupp AG (tkAG) und ihrer Tochtergesellschaft 
der tkSE. Der Konzern plant im Kern 5.000 Arbeitsplätze 
bis 2030 zu vernichten, weitere 6.000 auszugliedern und 
das Werk in Eichen zu schließen. Die Maßnahmen zielen 
darauf ab, die Konkurrenzfähigkeit in der Stahlbranche 
wieder herzustellen und auszubauen, den Profit für die 
Anleger zu erhöhen, die Belegschaften dafür zahlen zu 
lassen und diese inklusive ihrer Vertretungsorgane dau-
erhaft zu schwächen.

Bei der tkAG waren am 30.09.2024 weltweit 98.120 
Mitarbeitende beschäftigt, davon über 54.000 in Deutsch-
land. Der Konzern ist in fünf Segmente aufgeteilt, von 
denen die tkSE mit weltweit mehr als 27.000 Beschäf-
tigten das größte ist. tkSE ist ein integriertes Hüttenwerk, 
in dem auf Basis von Eisenerz Stahl produziert und in 
Stahl- und Walzwerken weiterverarbeitet wird.

tkSE hat in der Bundesrepublik mehrere Produkti-
onsstandorte. Auf Deutschland bezogen sind lt. Wikipe-
dia gut 23.000 Beschäftigte zu verzeichnen. Davon arbei-
ten knapp 1.000 in den Werken im Siegerland. Hier geht 
es um die Weiterverarbeitungswerke in Kreuztal-Eichen 
und in Kreuztal-Ferndorf. Auf das Werk Eichen entfallen 
gut 600 Beschäftigte, auf Ferndorf weniger als 400. In Ei-
chen werden vor allem beschichtete Bleche für Kühl-
schränke und Waschmaschinen produziert.

Demonstration für den Erhalt des Werkes in 
Kreuztal-Eichen

Über die Presse erfuhren die Beschäftigten am Mon-
tagnachmittag, dem 25.11.2024, von dem geplanten mas-
siven Arbeitsplatzabbau bei der tkSE. Geplant ist u.a., 
das Werk in Eichen zu schließen. Mit Einschnitten, be-
dingt durch die geplanten Veränderungen bei tkSE, hät-
ten sie, so ein Betriebsrat, schon gerechnet, aber nicht in 
diesem Ausmaß. Aus der Belegschaft, so der WDR1, war 
zu erfahren, dass das Werk keine roten Zahlen schreibt. 
Nach Auffassung des Betriebsratsvorsitzenden, Helmut 
Renk, macht die Schließung betriebswirtschaftlich kei-
nen Sinn. Andree Jorgella, Bevollmächtigter der IG Me-
tall Siegen, kündigte an, dass »wir…um den Standort 
kämpfen (werden).«2 Nach Detlef Wetzel, ehemals Chef 
der IG Metall und bis Ende August 2024 stellvertretender 
Vorsitzender des Aufsichtsrats bei tkSE, war von der 
Schließung schon öfter die Rede. Bisher konnte dies je-
doch verhindert werden. Seiner Kenntnis nach schrieb 
das Werk Eichen zuletzt sogar positive Zahlen. An der 
am Dienstag stattgefundenen Betriebsversammlung nah-
men fast alle 600 Mitarbeiter des Werkes teil. Unterstützt 
wurden sie von Kollegen aus dem thyssenkrupp-Werk im 

1	 vgl. Thyssenkrupp schließt Standort Kreuztal, Lokalzeit Südwest-
falen, 25.11.2024

2	 Entsetzen in Kreuztal: Thyssenkrupp Steel gibt Werk in Eichen auf, 
Westfälische Rundschau vom 26.11.2024

thyssenkrupp Steel Europe  
entledigt sich seiner Belegschaft
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sche Stahlindustrie. Allein tkSE zu verstaatlichen macht 
wenig Sinn (ohne die Gewinnsparten) und wäre ein blei-
bendes Zuschussgeschäft (hier ist das Beispiel im Saar-
land eben kein Modell für tkSE). Die Eigentumsfrage an 
den Produktionsmitteln ist damit noch lange nicht ge-
stellt.

Die Forderung war vor allem als Druckmittel gegen 
tkSE gedacht. Kapital-Eigner und Kapital-Funktionäre 
mussten diese »Drohung« auch gar nicht ernst nehmen. 
Denn richtig wuchtig wurde dies nirgends formuliert. 
Zudem ist natürlich auch klar, dass es hierfür mobilisier-
te und kampfbereite Belegschaften erfordern würde. 
Doch genau dies scheut die IGM. So wichtig die Mahn-
wachen, Demonstration und Kundgebung für die Beleg-
schaft in Kreuztal-Eichen waren, die bisherige Mobilisie-
rung bei der tkAG jagt den tk-Funktionären keinen 
Schrecken ein.

Auch der Wahlkampf für den Bundestag im Februar 
wird in diesem Konflikt sichtbar. Es war natürlich zu er-
warten, dass die jeweiligen Parteienvertreter jeglicher 
Couleur ihre Solidarität mit den bedrohten Noch-Be-
schäftigten in Eichen und überhaupt mit dem Siegerland 
(weil ja infolge 1800 weitere Arbeitsplätze mit den 600 in 
Eichen verloren gingen) bekunden würden. Aber Huber-
tus Heil als SPD-Noch-Arbeitsminister stach doch beson-
ders hervor. Bei der Kundgebung auf dem Kreuztaler 
»Roten Platz« (s.u.) machte er deutlich, wie (ja, auch per-
fide) die SPD sich hier positioniert: kein Wort, wie die 
»geschenkten« bisherigen Milliarden an die tkAG wieder 
zurückgeholt werden könnten, dafür aber die Verbin-
dung von Sicherung der Arbeitsplätze, nationalem Inte-
resse bei der Stahlproduktion und der notwendigen Aus-
weitung der Rüstungsproduktion im Angesicht des 
Ukraine-Krieges. Nach dieser Redesequenz mischte sich 
in den Beifall auch etwas verhaltener Unmut bei den 
Kundgebungsteilnehmer:innen.

Welche Auswirkungen auf Psyche und materielles Le-
ben die Folgen dieser Drohkulisse auf die direkt Betrof-
fenen haben, lässt sich geradezu mit Händen greifen. Die 
Gewinne, die die tkAG durch die Arbeit der Beschäf-
tigten gemacht hat, wurden gerne genommen. Die Zuge-
ständnisse bei Lohn und »Zuschüsse«, die die IGM in der 
Vergangenheit bereits getätigt hat, zählen nichts mehr. 
Weder Landes- noch Bundesregierung wollen tatsächlich 
klare Sicherungszusagen geben. Arbeitslosenzahlen stei-
gen wieder gerade auch in Südwestfalen an. Vermochte 

Müller (SPD, Landrat des Kreises Siegen-Wittgenstein) 
ging mit der Konzernzentrale für seine Verhältnisse hart 
ins Gericht. Für die Schließung sehe er keinen plausiblen 
Grund außer Missmanagement und planloses Vorgehen. 
»Nicht nur für ihn sehe das gewaltig nach einem ‚Bauer-
nopfer‘ aus, weit weg von der Konzernzentrale, ‚ohne Sinn 
und Verstand irgendwas zu machen‘, um Aktivität vorzu-
täuschen, die Börsen zu beruhigen.« Seiner Auffassung 
nach sind Fehlentscheidungen zu einem Markenzeichen 
des thyssenkrupp-Vorstandes geworden.

Nach Auffassung von Hubertus Heil (Arbeitsminister, 
SPD) hat die Entscheidung der tkAG Auswirkungen auf 
unsere Volkswirtschaft und er zählt auf, dass es ohne 
Stahl keine Windenergie, keine Autos, keine Elektromo-
bilität, keine Aufrüstung für die Bundeswehr gebe. Für 
diese Aufzählung bekam er Beifall. Er machte auch da-
rauf aufmerksam, dass man sich nicht darauf verlassen 
könne, dass woanders Stahl produziert werde. »Es gehe 
nicht nur um Arbeitsplätze, sondern um Demokratie.«6 Er 
erinnerte an die Sozialpartnerschaft und dass es einen 
gemeinsamen Interessenausgleich geben müsse. Er kün-
digte an, zur Überwindung des konjunkturellen Tales 
die Kurzarbeiter-Regelungen zu verändern.

tkSE hat auf eine deutliche härtere Gangart zur Ge-
winnoptimierung geschaltet. Mit allen Mitteln soll die 
Stahlsparte abgestoßen werden. Hierfür hat der Vorstand 
im Unterschied zur bisherigen Vorgehensweise die Mit-
bestimmung, wie sie bisher schiedlich-friedlich gehand-
habt wurde, mehr oder weniger aufgekündigt. Dies haben 
auch die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat so gese-
hen und sind zurückgetreten. Aber anstatt die Beleg-
schaften über die Vorgänge genauer zu informieren, in 
die Betriebe zu gehen, zur Gegenwehr zu mobilisieren, 
haben sich die »Kollegen« Gabriel und Wetzel (beide 
auch SPD-Mitglieder, S. Gabriel macht ja anderswo mitt-
lerweile den lukrativen Mitbestimmer) ihrem Schweige-
gelübde unterworfen.

Immer wieder wurde sowohl in den Belegschaften als 
auch von verschiedenen Organisationen (z.B. NRW-Lin-
ke) die Forderung nach Vergesellschaftung/Verstaatli-
chung in die Diskussion gebracht. Dabei wurde nicht 
konkret ausgeführt, was man denn verstaatlichen wollte: 
lediglich tkSE, ganz tkAG oder gar die komplette deut-

6	 Thyssenkrupp: Blanke Wut auf die Bosse, Westfälische Rundschau 
13.12.2024

Demo in Kreuztal am 11.12.2024                                                                                                                                       Fotos: privat
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Die Krisenlösung der Konzernspitze

Für die Lösung der finanziellen Probleme des Mutterkon-
zerns tkAG müssen die Weichen gestellt werden. Eine 
wesentliche Maßnahme ist die Trennung der Tochterfir-
ma tkSE vom Mutterkonzern tkAG. Die Vorstellung, die 
Stahlsparte aus dem Konzern zu lösen, ist nicht neu, 
scheiterte aber schon mehrmals. Noch unter dem Vorsitz 
der tkAG-Chefin Martina Merz wurde mit Unterstützung 
der Aktionäre in der Hauptversammlung im Februar 
2023 der Prozess eingeleitet, den Konzern zu einer 
»Group of Companies« umzubauen, damit die jeweiligen 
Geschäfte der Segmente selbstständiger geführt werden 
können.

Ende März ´23 stellte die tkAG-Chefin in einer außer-
ordentlichen Aufsichtsratssitzung ihre Vision vor. Die 
Aufsichtsratsmitglieder der IG Metall erklärten die Idee 
für gescheitert, da seit Monaten ein Gesamtkonzept fehle. 
Nach Jürgen Kerner, Vorstandsmitglied der IG Metall und 
stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der tkAG, lä-
gen die Probleme auf dem Tisch, und es wird Zeit zu han-
deln. Jedes Konzept werde die IG Metall an der Perspek-
tive für die Geschäfte und die Beschäftigten messen.4 
Ursula Gather, die Kuratoriumsvorsitzende des größten 
Aktionärs der tkAG, die Essener Krupp-Stiftung, sorgt 
sich um den Profit des Unternehmens und stellt sich hin-
ter Martina Merz, da sie davon überzeugt ist, »dass Thys-
senkrupp mit dem … eingeschlagenen Kurs nachhaltig 
wettbewerbs- und langfristig dividendenfähig werden 
kann«.5[11] Der Nachfolger für Martina Merz, Miguel Ló-
pez, stand zum Zeitpunkt des Rücktritts schon fest und 
wurde von dem Aufsichtsratsvorsitzenden, Siegfried 
Russwurm, dem damaligen Präsidenten des BDI, lobend 
erwähnt. Miguel López ist seit 01.06.2023 Vorsitzender 
der tkAG und setzt die Arbeit seiner Vorgängerin fort.

Aus der Presse erfuhren Belegschaft, Betriebsräte und 
die IG Metall Anfang Oktober 2023, dass der tschechische 
milliardenschwere Unternehmer Daniel Kretinsky, Be-
sitzer des Energieunternehmens EP Corporate Group 

4	 vgl. Martina Merz tritt als Thyssenkrupp-Chefin zurück, Der Spie-
gel, 24.04.2023

5	 Martina Merz tritt als Thyssenkrupp-Chefin zurück, Der Spiegel, 
24.04.2023

Es ist sicherlich nicht von der Hand zu weisen, dass die 
rohstahlproduzierende Industrie in Deutschland sich in 
harter Konkurrenz mit europäischen und insbesondere 
mit chinesischen Stahlproduzenten befindet. Eine wei-
tere wesentliche Rolle spielt der weltweite Rückgang der 
Produktion in der Autoindustrie, die einer der Hauptab-
nehmer von Stahlprodukten ist. Eine Trendwende ist 
hier nicht in Sicht. Im Geschäftsbericht 2023/2024 geht 
die tkAG davon aus, dass die für sie wesentlichen flach-
stahlverarbeitenden Industrien wie bspw. die Automobi-
lindustrie, Maschinenbau und Bauindustrie weiterhin 
geringe Auftragseingänge verzeichnen und eine Bele-
bung der Nachfrage in der EU frühestens im kommenden 
Jahr zu erwarten ist. Die Aussichten auf eine Erholung 
der Nachfrage sind jedoch unsicher.1

Von den milliardenschweren Fehlinvestitionen in das 
Stahlwerk in Brasilien (2006 – 2017) und das Stahl- und 
Weiterverarbeitungswerk in den USA im Bundesstaat 
Alabama (2007 – 2013), die die tkAG fast in den Ruin ge-
trieben hatten, ist aber nicht mehr die Rede. Der ehema-
lige tkAG-Chef Ekkehard Schulz wollte gemeinsam mit 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden Gerhard Cromme die bei-
den Stahlwerke bauen, um mit deren Betrieb zum inter-
national dominierenden Anbieter zu werden. »Die Idee: 
Im Niedriglohnland Brasilien billig produzierte Bram-
men…werden in die USA und nach Europa gebracht und 
dann dort weiterverarbeitet. Es sollte das große Geschäft 
für Thyssen-Krupp werden…Insgesamt haben die beiden 
Werke Thyssen-Krupp zwölf Milliarden Euro gekostet. …
Rund vier Milliarden brachte der Verkauf der Standorte…
Unter dem Strich bleibt ein Minus von acht Milliarden 
Euro. ‚Das ist in unserer Bilanz auch heute noch spürbar. 
Die Aufarbeitung dieses Kapitels wird noch Jahre dauern‘, 
sagte Hiesinger am Mittwoch (22.02.2017).«2 Noch Anfang 
2020 konstatierte die neue Vorstandschefin Martina 
März, dass der Konzern heute noch unter den Folgen der 
Fehlinvestitionen in Brasilien und den USA leidet.3 Und 
das dauert vermutlich heute noch an.

1	 [vgl. Geschäftsbericht 2023/2024, thyssenkrupp, 43-44
2	 Größenwahn kostet 8 Milliarden Euro, Süddeutsche Zeitung vom 

23.02.2017
3	 vgl. Am Traum von Thyssenkrupp verdienen nun andere, Süddeut-

sche Zeitung vom 10.01.2020

Was sind die Ursachen für die Entwicklung bei tkSE?

der Arbeitsmarkt in den letzten drei Jahren die auf die 
Straße gesetzten Kolleg:innen (Benteler, Dometic u.a.) 
noch aufzusaugen, so hat sich die Lage deutlich ver-
schlechtert. Lediglich die Verlängerung des Kurzarbei-
tergeldes – wieder auf Kosten der Allgemeinheit – wurde 
beschlossen.

Die große IGM erweist sich mit ihrer gescheiterten 
Mitbestimmung als zahnloser Tiger, der verzweifelt ei-
nen Ausweg für die tkAG mitsucht, aber wirkliche Kraft 
und Kampfsignale für die Kolleg:innen nicht ausstrahlt.

Dadurch, dass tatsächlicher Schutz vor materiellem 
Absturz nicht wirklich zu sehen ist, wachsen Angst, Ver-

zweiflung und Wut in den Belegschaften. Linke Organi-
sationen bieten für die große Masse der Beschäftigten 
und Unbeschäftigten offensichtlich keine besondere At-
traktivität. Die SPD taugt dafür seit langem nicht mehr. 
Die Linke hat den Focus mehr auf sich selbst und alterna-
tive Lebensformen gerichtet, das BSW betreibt Spiegel-
fechterei, das kleinere linke Spektrum bleibt weithin un-
sichtbar. Solange sich in der Arbeiter:innenschaft nicht 
selbst Kräfte entwickeln, die auch Stärke und Richtung 
vorgeben können, ist eher zu vermuten, dass populis-
tische Kräfte zumindest bei Parlamentswahlen weiter-
hin an Zulauf erfahren werden.

r&g, si, 02.02.2025  n
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der Standorte und Arbeitsplätze, gegenüber der Konzern-
spitze Nachdruck verliehen, ließ tkSE die Katze aus dem 
Sack und stellte das Zukunftskonzept vor.

Die aktuelle Konkretisierung der Krisenlösung

Die tkAG und tkSE stellten am 25.11.2024 »wesentliche 
Eckpunkte für ein industrielles Zukunftskonzept« vor:

•	»Absenkung des Betriebspunktes auf ein Versand-
niveau von 8,7 bis 9,0 Millionen Tonnen.

•	Weiterverarbeitungsstandort in Kreuztal-Eichen soll 
geschlossen werden.

•	Ziel ist ein Abbau von ca. 5.000 Stellen durch Anpas-
sungen in Produktion und Verwaltung bis 2030. Zudem 
sollen weitere 6.000 Arbeitsplätze durch Ausgliede-
rungen auf externe Dienstleister oder den Verkauf von 
Geschäftstätigkeiten überführt werden.

•	 Senkung der Personalkosten in den kommenden Jahren 
im Durchschnitt um zehn Prozent auf ein wettbewerbs-
fähiges Kostenniveau.

•	Zukunftskonzept ist Grundlage für Gespräche mit den 
Arbeitnehmervertretern, die Ausarbeitung des Business 
Plans und des IDW S6-Gutachtens.

Ein wesentliches Element zur notwendigen Kapazitätsre-
duzierung bleibt weiterhin die Trennung von den Hütten-
werken Krupp Mannesmann (HKM). Das vorrangige Ziel 
ist es dabei, die Unternehmensanteile an der HKM zu ver-
kaufen. Sollte ein Verkauf nicht möglich sein, wird thysse-
nkrupp Steel mit den weiteren Gesellschaftern Gespräche 
über einvernehmliche Schließungsszenarien führen.«8

An den Hüttenwerken Krupp Mannesmann sind zu 50 % 
die tkSE, zu 30 % die Salzgitter Mannesmann GmbH und 
zu 20 % der französische Röhrenkonzern Vallourec be-
teiligt. Bei HKM sind rund 3.000 Beschäftigte zu ver-
zeichnen. Davon fallen 1.500 in den Bereich, den tkSE 
ausgliedern will.9

Der neue tkSE-Chef Dennis Grimm10 macht klar: »Es 
geht uns nicht darum, vorhandene Gewinne weiter zu 
maximieren. Wir befinden uns in einer ernsten wirt-
schaftlichen Lage und müssen überhaupt erst einmal da-
hin kommen, genügend Geld zu verdienen, um uns selbst 
zu finanzieren. Daher haben wir nicht viel Spielraum – 
und auch nicht viel Zeit.« Seiner Auffassung nach sind 
die Personalkosten im Vergleich mit den Wettbewerbern 
auch in Europa zu hoch. Zudem sind die Anlagen nicht 
so effizient ausgelastet. Die Roheisenproduktion soll re-
duziert werden. So sei es sinnvoll, die Hochöfen 8 und 9 
in Duisburg-Hamborn zu schließen und die beiden sehr 
wettbewerbsfähigen Hochöfen im Werksbereich Schwel-
gern vorerst weiterzubetreiben. Aktuell wird davon aus-
gegangen, dass der Hochofen 2 in Schwelgern durch ei-
nen Elektro-Ofen ersetzt wird. Die Hochöfen in Duis- 
burg-Hamborn sollen stillgelegt werden, wenn die Di-

8	 thyssenkrupp Steel stellt wesentliche Eckpunkte für industrielles 
Zukunftskonzept vor, Presseerklärung vom 25.11.2024

9	 vgl. NRW-Ministerin , Zukunft vom HKM: Neubaur fordert »klare 
Perspektive«, WAZ vom 29.11.2024

10	 vgl. »Es geht um das langfristige Überleben«, Thyssenkrupp-Stahl-
chef Dennis Grimm verteidigt seine Pläne für den Abbau von 11.000 
Arbeitsplätzen, Interview, Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 
03.12.2024

(EPCG), mit einem Anteil von 50 Prozent an tkSE beteili-
gt werden soll und die tkAG den Verkauf noch im selben 
Monat über die Bühne bringen will. tkSE hofft, mit der 
Beteiligung des Energieunternehmens niedrigere Kosten 
für Energie zu haben und somit auch billiger und profi-
tabler produzieren zu können.

Reaktion des BR und der IG Metall

IG Metall und Betriebsräte fühlen sich völlig unzurei-
chend informiert, »kritisierten das intransparente Ver-
halten der Konzernspitze aufs Schärfste…und verurtei-
len, wie der Deal an der Mitbestimmung vorbei eingestielt 
werden soll. Die Beschäftigten sollen – ohne wirklich 
gefragt zu werden – verschoben werden.«6 In Info-Ge-
sprächen mit dem Vorstand wurden sie über Verhand-
lungen der tkAG mit Daniel Kretinsky über seinen Ein-
stieg in die tkSE informiert. Dabei wurde für die IG 
Metall und Betriebsräte deutlich, dass die Verhand-
lungen ohne Kenntnis der technischen Notwendigkeiten 
und auf Grundlage veralteter Zahlen geführt wurden.

IG Metall und Betriebsräte lehnen die Beteiligung mit 
50 Prozent von Daniel Kretinsky an tkSE nicht grund-
sätzlich ab. Sie fordern jedoch klare Zusagen.

Auf einer Betriebsrätekonferenz Ende Oktober 2023, 
an der 200 Betriebsräte aus allen 13 Standorten teilge-
nommen hatten, blieb Miguel López Antworten schuldig. 
So konnte er nichts darüber sagen, wie er die Transfor-
mation über die Bühne bringen will und konnte die IG 
Metall und die Betriebsräte nicht von seinem Vorhaben 
überzeugen.

IG Metall und Betriebsräte stellen die Forderungen:
•	»Nach einem tragfähigen industriellen Konzept unter 

Einbeziehung von HKM,
•	 eine mehrjährige Standort-, Beschäftigungs- und 

Anlagensicherung für tkSE und HKM,
•	Zusagen über ausgebliebene Investitionen,
•	 Sicherheiten für die Finanzierung von tkSE und eine 

Finanzausstattung, die uns auf Höhe der Wettbewerber 
bringt,

•	 ein unabhängiges Fortführungsgutachten,
•	 Kenntnis über die zukünftige Gesellschaftsstruktur,
•	Abschluss einer Fair-Owner-Vereinbarung mit der IG 

Metall.«7[13]

Antworten darauf bekamen sie jedoch nicht. Die Beschäf-
tigten stehen praktisch seit Jahresbeginn 2024 zum wie-
derholten Male vor der Ungewissheit, wohin sich der 
Konzern bewegt und wie sich die unbekannten geplanten 
Maßnahmen des Vorstandes zur Schaffung der profi-
tablen Konkurrenzfähigkeit der tkAG auf ihre Löhne und 
insbesondere Arbeitsplätze auswirken. Nach Monaten 
der Aktivitäten der IG Metall und Belegschaften durch 
Mahnwachen, verschiedenen Demonstrationen u.a. in 
Duisburg und Essen, die die Befürchtungen um die Löh-
ne und Arbeitsplätze zum Ausdruck brachten und bei 
denen sie ihren Forderungen, vornehmlich nach Erhalt 

6	 Stahlnachrichten Extra, Informationen für die Beschäftigten von 
Thyssenkrupp Steel Europe, IG-Metall 09.10.2023

7	 Stahlnachrichten Extra, Informationen für die Beschäftigten von 
Thyssenkrupp Steel Europe, IG-Metall 25.10.2023
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nen auf einen Zielkorridor von 9 bis 9,5 Millionen Ton-
nen zu reduzieren und damit der tatsächlichen Produkti-
onstätigkeit der letzten drei Jahre anzupassen.

Der Vorstand verwies auch darauf, dass dies zu einem 
Abbau von Stellen in unbekanntem Ausmaß führen kann. 
Betriebsbedingte Kündigungen will der Konzern eigenen 
Angaben zufolge weiterhin vermeiden. Der Konzern will 
also seine Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt opti-
mieren und zwingt seine Belegschaft dazu, zu seinen 
Gunsten auf Teile ihrer Lohneinkommen oder gar ihre 
Jobs zu verzichten.

Bis März 2026 gilt bei dem Unternehmen eine Be-
schäftigungsgarantie. Hierbei handelt es sich um den 
»Tarifvertrag 20-30«, abgeschlossen zwischen IG Metall 
und tkSE im März 2020 zur Sicherung der Arbeitsplätze.

Der Aufsichtsrat von der tk AG stimmte am 23.05.2024 
»der Beteiligung des Energieunternehmens EP Corporate 
Group (EPCG) am Stahlgeschäft von thyssenkrupp« (zu). 
Die Entscheidung wurde mit dem Zweitstimmrecht des 
Aufsichtsratsvorsitzenden getroffen gegen die Stimmen 
der Arbeitnehmervertreter.« Aufsichtsratsvorsitzender 
ist Siegfried Russwurm, ehemaliger Präsident des BDI.

Die Beteiligung der EPCG mit 20 Prozent am Stahlge-
schäft von thyssenkrupp erfolgte Ende Juli. Mit der Be-
teiligung »hat thyssenkrupp einen weiteren wichtigen 
Fortschritt im Prozess der Neuausrichtung von thyssen-
krupp Steel Europe und der vollständigen unternehme-
rischen Eigenständigkeit erreicht.«14

»Der erfolgreiche Vollzug der 20-prozentigen Beteili-
gung von EPCG am Stahlgeschäft von thyssenkrupp ist 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg hin zur unternehme-
rischen Eigenständigkeit des Stahlbereichs und einer re-
silienten, kosteneffizienten und klimaschonenden Stahl-
produktion«, sagte Miguel López, Vorstandsvorsitzender 
der tkAG.

Die Geschäftspartner »sprechen bereits über den Er-
werb weiterer 30 Prozent der Anteile am Stahlgeschäft 
von thyssenkrupp durch EPCG. Ziel ist die Bildung eines 
gleichberechtigten 50/50-Joint Ventures.« Mit der Bil-

14	 vgl. Presseerklärungen tsk vom 23.05.24 und 30.07.24

rektreduktionsanlage läuft. Die für 2030 geplante Schlie-
ßung des Standorts Castroper Straße in Bochum soll auf 
2027 vorgezogen werden.

Zu der geplanten Schließung des Werkes in Eichen: 
»Wir haben uns sehr genau angesehen, wie profitabel und 
ausgelastet unsere jeweiligen Standorte sind. Dabei hat 
eine ausführliche Analyse unseres gesamten Produkti-
onsnetzes ergeben, dass eine Schließung von Eichen be-
triebswirtschaftlich notwendig ist. Wir verlieren dort Geld 
ohne Aussicht auf nachhaltige Besserung. Hinzu kommt, 
dass wir die Produkte, die in diesem Werk hergestellt wer-
den, größtenteils an andere Standorte verlagern können. 
Das hat nichts mit dem Einsatz der Mitarbeitenden und 
der Qualität ihrer Arbeit vor Ort zu tun.«11

Die aktuelle Auseinandersetzung zwischen Kapital 
und Arbeit wird für den montanmitbestimmten Konzern 
mit einer ungewöhnlichen Härte seitens der Eigentümer 
geführt.

Die tkAG ist eine Aktiengesellschaft. Ein Teil des Pro-
fits wird Anfang des Jahres an die Aktionäre ausgeschüt-
tet. Soweit den Geschäftsberichten der tkAG zu entneh-
men ist, wurden für die Geschäftsjahre 2017/18, 2018/19 
und 2019/20 keine Ausschüttungen vorgenommen. Erst 
seit 2020/21 lag die Dividende pro Stückaktie bei 0,15 
EUR. Ausgeschüttet wurden für die Geschäftsjahre 
2020/21 und 2021/22 jeweils immerhin 93 Millionen 
Euro. Auch für das zurückliegende Geschäftsjahr 
2023/24 sollen pro Stückaktie 0,15 EUR, insgesamt 93 
Millionen Euro ausgezahlt werden.

Miguel López wandte sich im Februar 2024 auf der 
ordentlichen Hauptversammlung der tkAG an die Aktio-
näre und sicherte ihnen seine Unterstützung zu. »Gerade 
in den Gesprächen mit dem Kapitalmarkt war deutlich zu 
spüren, dass Sie als Aktionärinnen und Aktionäre un-
seres Unternehmens zuletzt über viele Jahre nicht zufrie-
den waren mit den Ergebnissen Ihres Unternehmens, mit 
der Rendite auf Ihr eingesetztes Kapital und mit der Ent-
wicklung des Aktienkurses von thyssenkrupp. De facto 
konnten Sie damit auch nicht zufrieden sein.

Die Botschaft ist klar angekommen. Ich habe das in 
den vergangenen … Monaten auch zum Thema in meinen 
Gesprächen mit den Führungskräften und allen Mitarbei-
tenden im Unternehmen gemacht und es auch in Inter-
views öffentlich angesprochen: Wer sein Geld in Aktien 
von thyssenkrupp angelegt hat und dann feststellen muss, 
dass es weniger geworden ist und die Verzinsung nicht 
stimmt, kann das nicht gut finden.«12

Der Profit muss stimmen. Er machte allerdings keine 
Anstalten zu verraten, wie dies bewerkstelligt werden 
soll.

Anfang April `24 stellte der Vorstand13 Grundzüge der 
Neuausrichtung vor, die im Wesentlichen darin bestehen, 
die heutige Produktionskapazität von rund 11,5 Millio-

11	 »Es geht um das langfristige Überleben«, Thyssenkrupp-Stahlchef 
Dennis Grimm verteidigt seine Pläne für den Abbau von 11.000 
Arbeitsplätzen, Interview, Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 
03.12.2024

12	 Miguel López, Ausführungen anlässlich der ordentlichen Hauptver-
sammlung der thyssenkrupp AG am 2. Februar 2024 im RuhrCon-
gress Bochum

13	 thyssenkrupp Steel-Vorstand reagiert auf herausfordernde Marktbe-
dingungen und stellt erste konzeptionelle Grundzüge einer struktu-
rellen Neuaufstellung vor, Tagespresse 11.04.2024
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sichtsrat von tkSE sicherstellen, »dass der geplante 
Prozess der Trennung der thyssenkrupp Steel Europe AG 
vom Mutterkonzern fair und nicht zu Lasten der thyssen-
krupp Steel Europe AG verlaufen würde.«18

Diese Auseinandersetzungen führten dazu, dass 
»Bernhard Osburg (Stahl-Chef), Markus Grolms und … 
Heike Denecke-Arnold …drei Vorstandsmitglieder gehen 
(mussten). Und am Abend erklären nach der Sitzung vier 
Aufsichtsräte ihren Rücktritt. Darunter Chefkontrolleur 
Gabriel und sein Stellvertreter, der frühere IG Metall-Chef 
Wetzel.«19

Damit war nun auch der »Schutzschirm« auf Seite der 
Tochtergesellschaft gegenüber den Interessen der Mutter-
gesellschaft zerstört.

Die IG Metall und die Betriebsräte lehnen die Umor-
ganisation von tkSE vom Grundsatz her nicht ab. Den bis-
herigen Änderungen – Beteiligung von EPCG an der 
Stahlsparte – haben sie nicht zugestimmt. Die IG Metall 
und auch die BR-Vorsitzenden haben sich dahingehend 
geäußert, dass sie diesem Geschäftsmodell zustimmen 
könnten.

Sie seien erst dazu bereit, über diesen Prozess zu ver-
handeln, wenn sie die Garantie bekommen haben, dass 
es keine Betriebsschließungen gibt und auch keine be-
triebsbedingten Kündigungen. In der sogenannten Duis-
burger Erklärung des Gesamtbetriebsrates und der Be-
triebsrätearbeitsgemeinschaft vom 25.11.2024 (als PDF 
zum Download) wird auf die Eckpunkte ablehnend ein-
gegangen. Hier nur einige Punkte:

Mitbestimmung:
»Zur Zusammenarbeit des Vorstands der thyssenkru-

pp AG mit der Mitbestimmung haben wir eine andere 
Wahrnehmung als der CEO der thyssenkrupp AG, der auf 
der Bilanzpressekonferenz von »gewohnter, vertrauens-
voller Zusammenarbeit mit der Mitbestimmung« gespro-
chen hat. Es gibt keine Sozialpartnerschaft mehr bei thy-
ssenkrupp.«

Zusammenfassende Beurteilung der Eckpunkte:

»Wir stellen fest, dass es bei den vorgestellten Eckpunk-
ten um einen brutalen Kahlschlagsplan handelt, den wir 
so noch nie gesehen haben. Es gibt keine Zusagen zum 
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen über März 
2026 – so lange gilt der aktuelle Tarifvertrag Zukunft – hi-
naus. Solange es diese nicht gibt und der Erhalt der Stand-
orte nicht garantiert wird bzw. der Standort Eichen im 
Siegerland von der Streichliste verschwindet, wird es kei-
ne Verhandlungen geben.

Die Betriebsratsvorsitzenden der thyssenkrupp Steel 
Europe AG sowie der Tochtergesellschaften.«

r&g, si, 02.02.2025  n

18	 Gabriel verlässt Aufsichtsrat von thyssenkrupp Steel, Home of Steel 
30.08.2024

19	 Gabriel wünscht »bessere Eigentümer«, Westfälische Rundschau 
30.08.2024

dung des Joint Ventures ist tkSE nicht mehr Bestandteil 
der tkAG, sondern ein eigenständiges Unternehmen. 
Durch die Trennung der tkSE vom Mutterkonzern wird 
dieser keine Finanzlöcher bei tkSE mehr ausgleichen.

Mit Einstieg der EPCG lief der Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag (BGAV)15 zwischen tkSE und 
tkAG zum Ende des Geschäftsjahres 2023/24 aus. Dieser 
Vertrag besagt, dass die Muttergesellschaft das Recht ver-
liert, direkte Weisungen zu erteilen und die Gewinne der 
Tochtergesellschaft vollständig abzuführen. Dadurch 
entstand die Sorge um die Zahlungsfähigkeit der tkSE. 
Zu diesem Zeitpunkt war offen, wie die tkAG die tkSE 
finanziell ausstattet. In einem Gutachten kamen unab-
hängige Wirtschaftsprüfer zu einer sogenannten Fort-
führungsprognose für einen Zeitraum von 24 Monaten. 
Danach hat die tkAG eine Finanzierungszusage für die 
tkSE getroffen.

Die unterschiedlichen Interessen über den Tren-
nungsprozess der Stahlsparte vom Mutterkonzern und 
der Finanzierung der ehemaligen Tochtergesellschaft 
führten zwischen dem Vorstand der tkAG und dem Vor-
stand von tkSE zu erheblichen Auseinandersetzungen. 
Über die Finanzierung wurde insofern eine Einigung er-
zielt, dass das Gutachten über mögliche Finanzierung 
nach Auslauf des BGAV in Auftrag gegeben und wie oben 
beschrieben positiv beschieden wurde.

In den anderen Fragen bekam der Konzernchef Migu-
el López Rückendeckung von den Anteilseignern und 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden Russwurm. Miguel Ló-
pez zerriss den Businessplan des Vorstandes von tkSE in 
der Luft. »Mit der darin vorgesehenen Reduzierung der 
Stahlproduktion von elf auf 9,5 Millionen Tonnen hätte 
die Weiterverarbeitung in Kreuztal leben können,« sagt 
der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende Taylan Ro-
naesin, »damit wäre kein Standort von der Schließung 
bedroht gewesen.«16

Allerdings hatte Sigmar Gabriel als Aufsichtsratsvor-
sitzender der tkSE die Belegschaft über einen schmerz-
haften Stellenabbau, bedingt durch den neuen Business-
plan, in Kenntnis gesetzt. »Wie viele Arbeitsplätze 
betroffen sind, hängt unter anderem davon ab, ob es ge-
lingt, das zweitgrößte Stahlwerk Deutschlands, das auch 
in Duisburg steht, die HKM, durch einen Verkauf weiter-
zubetreiben«, sagte Gabriel der Rheinischen Post. »Daran 
arbeiten wir mit Hochdruck.«

Zugleich bekräftigte er, dass es dabei keine betriebs-
bedingten Kündigungen geben solle.17

Sigmar Gabriel wurde seinen Worten nach vor mehr 
als zwei Jahren von Martina Merz darum gebeten, dem 
Aufsichtsrat der tkSE als Vorsitzender beizutreten. Ziel 
von Frau Merz sei gewesen, dem bis dahin vollständig 
aus leitenden Angestellten der tkAG bestehenden Auf-
sichtsrat der tkSE eine stärkere Unabhängigkeit zu er-
möglichen. So sollte ein eigenverantwortlicher Auf-

15	 vgl. https://www.kettner-edelmetalle.de/news/thyssenkrupp-in-
der-krise-wirtschaftsminister-habeck-zeigt-sich-besorgt-30-08-2024 
und Gutachten: »Positive Fortführungsprognose« für Thyssenkrupp 
Steel – Report-K vom 24.11.2024

16	 Der gehört rausgeschmissen, Westfälische Rundschau vom 
03.09.2024, Taylan Ronaesin ist stellv. Betriebsratsvorsitzender des 
Werkes in Eichen

17	 Sigmar Gabriel kündigt Stellenabbau für Thyssenkrupp Steel an, 
MarketScreener, 26.07.2024
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traten die führenden Mitglieder des Fachbereiches auf 
und erläuterten die Forderungen. Das Forderungspaket 
fand die Zustimmung der anwesenden Kolleg:innen.  
Sie ließen allerdings keinen Zweifel daran, dass ein Er-
gebnis deutlich oberhalb der Inflationsrate herauskom-
men müsse. 

In der ersten Verhandlungsrunde Anfang Januar 2025 
trug ver.di ihre Vorstellungen von einem Tarifabschluss 
vor. Die Post lehnte diese mit Verweis auf die problemati-
sche Ertragslage1 als deutlich zu hoch ab, betonte aber, 
dass sie für das kommende Treffen einen Lösungsvor-
schlag unterbreiten werde. 

Ver.di setzte daraufhin die geplanten Streiks aus. Die 
Post interpretierte dies als Schwäche und legte bei der 
zweiten Verhandlungsrunde kein Angebot vor. 

Die Missachtung ihres Entgegenkommens wollte ver.
di sich nicht gefallen lassen. Die zentrale Arbeitskampf-
leitung organisierte bundesweit Streiks in allen wichti-
gen Bereichen. Die Kolleg:innen der Zustellung wie die 
der Paket- und Briefzentren legten in mehreren Wellen 
die Arbeit nieder, so dass die Bearbeitung der Sendungen 
und deren Auslieferung sich um mehrere Tage verzöger-
te. Die Beteiligung entsprach den Erwartungen.

Doch die Hoffnung, dass man sich nach dieser klei-
nen Machtdemonstration in der kommenden Verhand-
lungsrunde Mitte Februar auf ein zufriedenstellendes 
Ergebnis werde einigen können, war verfrüht. Die Post 
legte ein äußerst niedriges Angebot vor. Die Laufzeit des 
Vertrages sollte 27 Monate betragen, die Gehälter erstma-
lig im Juli 2025 um 1,8% erhöht werden und dann noch 
einmal im Oktober 2026 um 2,0%. Einen Urlaubtag mehr 
sollten nur diejenigen erhalten, die noch keine 30 Tage 
Anspruch besaßen.  

Ver.di sah dies als Provokation an. Die Verhandlungs-
kommission und dann auch die Konzerntarifkommissi-
on lehnten den Vorschlag ab. Doch sie wollten die Ver-
handlungen nicht für gescheitert erklären. Sie schlugen 
der Post vor, einen erneuten Einigungsversuch in einer 
vierten Verhandlungsrunde zu unternehmen. 

Da die Bundestagswahlen bevorstanden, wurde ein 
Treffen erst für Anfang März verabredet. 

Klar war der Gewerkschaft, dass sie eine Verbesse-
rung des Angebotes nur werde erzielen können, wenn sie 

1	  Für das Jahr 2024 hat der Bereich Brief und Paket einen Gewinn von 821 
Millionen € erzielt.

Nach drei ergebnislos verlaufenen Treffen hat die Ver-
handlungskommission von ver.di beim vierten das vom 
Arbeitgeber Post vorgelegte Tarifangebot angenommen. 
Dies sieht vor, dass die Entgelte für die Beschäftigten ab 
01.04.2025 um 2% erhöht werden sollen. Am 01.04.2026 
werden sie um weitere 3% angehoben. Außerdem bekom-
men alle Tarifkräfte ab 01.01.2026 einen zusätzlichen Ur-
laubstag und diejenigen, die bereits sechzehn Jahre im 
Unternehmen beschäftigt sind, einen weiteren. Einen 
freien Tag nur für Gewerkschaftsmitglieder wird es nicht 
geben. Die Laufzeit des Lohntarifvertrages beträgt 24 Mo-
nate. Er ist erstmals zum 31.12.2026 kündbar. Die für die 
Beamten wichtige Postzulage wird weitergezahlt.

Damit konnte die Gewerkschaft bei den Urlaubstagen 
knapp die Hälfte ihrer Forderung durchsetzen, bei den 
Löhnen dagegen für das Jahr 2025 nur etwa 20%. 

Aufstellung der Forderung unter Beteiligung der 
Mitglieder

Nach der Niederlage im Kampf um die Ausgliederung der 
Delivery 2015 hatte der für die Verhandlungen mit der 
Post zuständige Fachbereich E von ver.di beschlossen, 
zukünftig die Gewerkschaftsmitglieder sowohl bei der 
Aufstellung der Forderungen wie bei der Annahme des 
Verhandlungsergebnisses zu beteiligen. 

Im Herbst 2024 schlug die Tarifabteilung des Fachbe-
reiches den Gewerkschaftsmitgliedern vor, die Lohntari-
fe zum Jahresende zu kündigen und eine Erhöhung der 
Entgelte um 6% zu fordern. 

Beachtliche 45.000 Mitglieder beteiligten sich an der 
Debatte. Dies sind mehr als 50% der in ver.di organisier-
ten Beschäftigten. Etwa die Hälfte der Teilnehmenden 
sah die Prozentforderung als zu niedrig an, so dass die 
Konzerntarifkommission sie auf 7% erhöhte. Zusätzlich 
wollten die Mitglieder mehr Freizeit haben. Dies führte 
zur Aufnahme von drei Urlaubstagen in den Forderungs-
katalog. Vor allem die ehrenamtlichen Gewerkschafts-
mitglieder verlangten, einen weiteren freien Tag exklusiv 
für Gewerkschaftsmitglieder zu fordern. 

Zähe Verhandlungsrunden

Zur Vorbereitung der Tarifrunde ließ ver.di in allen Nie-
derlassungen von den gewerkschaftsnahen Betriebsrats-
gremien Betriebsversammlungen einberufen. Auf ihnen 

Mageres Ergebnis der Tarifverhandlungen bei der Post

 Fotos: Kollegen und Kolleginnen von ver.di
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Die Inflationsausgleichsprämie, die steuer- und sozi-
alabgabenfrei ausgezahlt wurde, hat riesige Löcher in die 
Staatshaushalte und in die Sozialkassen gerissen. Letzte-
re werden derzeit durch drastische Erhöhungen der Bei-
träge gestopft 2. 

Wenn die Beschäftigten zunehmend sehen, dass sich 
trotz harter Arbeit ein normales Leben für sie und ihre 
Familien nicht mehr führen lässt, werden sie sich zuneh-
mend von der Gewerkschaft abwenden und nach politi-
schen Lösungen im rechten Parteienspektrum suchen. 
Bei der letzten Bundestagswahl haben bereits 38% der 
Arbeiter: innen die AfD gewählt, diverse Kleinstparteien 
kommen noch hinzu. 

In der abgelaufenen Tarifrunde mussten die Postler 
sehen, dass die Gewerkschaft kraftlos in die Auseinan-
dersetzung ging und eine Lösung nur am Verhandlungs-
tisch suchte. Auch die erkennbare Unzufriedenheit mit 
dem letzten Tarifabschluss – ca. 40% der Gewerkschafts-
mitglieder votierten damals gegen den Abschluss3 – bil-
dete für die Gewerkschaftsspitze keinen unbedingten 
Ansporn, ein deutlich besseres Ergebnis herausholen zu 
müssen. Schaut man nur auf die Einkommenssituation 
der Postbeschäftigten ist es nicht verwunderlich, dass 
der Organisationsgrad im Unternehmen, wenn auch 
schleichend, stetig zurückgeht.

Neuausrichtung des Postkonzerns

Die Lage der Postbeschäftigten wird sich in den kom-
menden Jahren noch dramatisch zuspitzen. Wie bei der 
letzten Aktionärsversammlung von Vertretern größerer 
Fonds gefordert, wird die Post den Bereich Brief und Pa-
ket vom Mutterkonzern abspalten und in eine eigene Ak-
tiengesellschaft überführen. In die wird sie noch die 
Pensionsverpflichtungen und die sog. Rechtsrisiken ver-
lagern. Beide stellen Bilanzposten dar, die die Gewinne 
drücken. Zwar werden alle Tarifverträge und die Spezi-
alabkommen zur Anzahl der Betriebsräte in den Organi-
sationseinheiten übernommen. Doch diese Zugeständ-
nisse bieten keine Gewähr, dass die Post zukünftig auf 
harte betriebswirtschaftliche Maßnahmen verzichten 
wird.  

Die Vorgehensweise der Post folgt dem Drehbuch von 
Konzernen, die einen Teil des Unternehmens abstoßen 
wollen. Ob die Deutsche Post AG, wie der abgespaltene 
Unternehmensteil zukünftig heißen soll, vergleichbar 
der British Mail an einen Investor verkauft wird, ob sie 
an den Staat zurückgegeben werden soll oder gar wie in 
Dänemark der Briefbetrieb ganz eingestellt wird, ist noch 
nicht abzusehen. 

Als Vorgeschmack auf die harten Zeiten, die auf die 
Postler zukommen werden, verkündete das Unterneh-
men unmittelbar nach Abschluss der Tarifrunde, dass es 
in naher Zukunft 8.000 Arbeitsplätze, wohlgemerkt Voll-
zeitarbeitsplätze, abbauen werde. Befristete Verträge 
werden schon derzeit nur selten verlängert, unbefristete 
Arbeitsverträge in der Probezeit gekündigt und, wo im-
mer möglich, Abrufkräfte eingesetzt. 

2	  Die Sozialabgaben werden bei der Berechnung der Inflationsrate 
nicht berücksichtigt.

3	  Vgl. Arpo 2‘23

noch einmal eine breite Warnstreikwelle organisieren 
würde. 

Ende Februar rief ver.di dann die Beschäftigten repu-
blikweit in allen Betriebsstätten zu eintägigen Arbeits-
niederlegungen auf. Die Gewerkschaft setzte regionale 
wie betriebliche Schwerpunkte. Die Streiks zogen sich 
über mehrere Tage hin. An vielen Orten gab es vor den 
Brief- und Paketzentren Kundgebungen der Kolleg:innen. 

Konzerntarifkommission zögert  
mit der Annahme des Ergebnisses 

Nach erneut langen und zähen Diskussionen über einzel-
ne Punkte des Forderungskataloges legte die Post noch 
am ersten Verhandlungstag den oben näher beschrie-
benen Vorschlag für einen Tarifabschluss vor. 

Rechnet man die Erhöhung der Tarifgehälter um auf 
Jahresbasis, so steigen die Löhne der Postbeschäftigten 
im Jahr 2025 real um 1,5% und im zweiten Jahr um 2,25%. 
Für das aktuelle Jahr kann bereits jetzt vorhergesagt wer-
den, dass die Inflationsrate nicht ausgeglichen wird. Für 
das Jahr 2026 ist nach heutigem Stand eine massive Kre-
ditaufnahme des Staates zur Finanzierung der Aufrü-
stung zu erwarten und damit ein deutlicher Anstieg der 
Preise. 

Während die Verhandlungskommission empfahl, das 
Angebot anzunehmen, blieb die Konzerntarifkommissi-
on, die im Wesentlichen aus ehrenamtlichen Gewerk-
schafter:innen besteht, zögerlich. Sie sah, dass es weit 
unter den Erwartungen vieler Mitglieder lag. Da sie aber 
selbst nicht die Verantwortung für eine Ablehnung über-
nehmen wollte, beschloss sie, ihre Entscheidung erst 
nach einem Votum der Mitglieder fällen zu wollen. 

Eine Befragung der Gewerkschaftsmitglieder ist zwar 
grundsätzlich zu begrüßen, doch sie folgt bei ver.di kei-
nen klar umrissenen Regeln. Sie wird organisiert als auf-
suchende Abstimmung. Wer zufällig anwesend ist, wenn 
die Vertrauensleute mit den Stimmzetteln und Wahlur-
nen im Betrieb erscheinen, kann sein Votum abgeben. 
Wer im Urlaub ist oder Überstunden abbummelt, hat 
ebenso Pech wie diejenigen, die krank sind. Eine schrift-
liche Äußerung ist nicht vorgesehen. Auch die Auszäh-
lung folgt nicht rechtlichen Standards. Außerdem gibt es 
für die Konzerntarifkommission keine Verpflichtung, 
sich an ein Votum der Mitglieder zu halten. Ende März 
ist ein Ergebnis der Befragung zu erwarten. 

Ferner ist der Prozess der Entscheidungsfindung nicht 
demokratisch organisiert. Während die Verhandlungs-
kommission und der Vorstand von ver.di die Medien der 
Gewerkschaft ohne Einschränkung nutzen können, 
bleibt dies möglichen Kritikern verwehrt. Sie können 
sich nur in den Betriebsgruppen zu Wort melden. Ihnen 
fehlt eine bundesweite Koordination.

Weiterer Rückgang der Einkommen 

Die Realeinkommen der Tarifbeschäftigten Postler bewe-
gen sich seit 2022 in einem steten Abwärtsprozess, nimmt 
man die tabellenwirksamen Löhne als Maßstab. Die ak-
tuelle Lohnrunde konnte ihn nicht stoppen. Die Inflati-
onsausgleichsprämie hat diesen Trend zeitweise verne-
belt. 
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Um sich auf die sich anbahnenden Konflikte über den 
Charakter des Unternehmens vorzubereiten, wäre es er-
forderlich, eine starke Gegenmacht zu organisieren. So 
könnte man als ersten Schritt die Rückkehr von Post-
dienstleitungen in die Daseinsvorsorge fordern, dafür 
gesellschaftliche und politische Bündnispartner suchen 
und mit ihnen gemeinsame Strategien zur Durchsetzung 
einer Vergesellschaftung des Postsektors entwickeln. 
Doch eine solche Ausrichtung der Gewerkschaft ist in 
dem Fachbereich aktuell kein Thema.

H.B., 18.03.2025  n

Mit dem neuen Postgesetz hat das Unternehmen zwar 
weiterhin einen Anspruch auf steten Gewinn, der etwa 
durch Portoerhöhungen gesichert wird, doch bei stark 
rückgängigen Briefmengen und einem stagnierenden Pa-
ketgeschäft wird die Profitmasse immer geringer. Und 
die Möglichkeiten, wie in früheren Jahren Sonderprofite 
zu erzielen etwa durch den Verkauf von Immobilien oder 
mittels der Ausgliederung wenig renditeträchtiger Berei-
che wie den Transport, sind nahezu erschöpft. Es ist fast 
nichts mehr da, was sich noch verwerten lässt.

Am 28. Februar 2023 stießen auf der Strecke Saloniki-
Athen bei Tempi ein Passagierzug und ein Güterzug zu-
sammen. 57 Menschen starben, 25 weitere wurden 
schwerverletzt. Viele bezeichnen das schwerste Bahnun-
glück Griechenlands als »Zugverbrechen«, da sie die Ver-
nachlässigung der griechischen Bahn durch den Staat 
verantwortlich machten.

In der vierten Januarwoche 2025, zwei Jahre nach 
dem Unglück, kochte die Stimmung erneut hoch und 
entlud sich in der größten Mobilisierung seit den Anti-
Troika-Protesten von 2012. In den letzten beiden Jahren 
wurden die Schutzbehauptungen der Regierung über das 
Zugunglück immer wieder in Zweifel gezogen. Als un-

n 	 Korrespondenz : 
J edes neue Detail über das Zugunglück in Tempi he iz t die Stimmung weiter auf

Die größten Kundgebungen in Griechenland  
seit Jahrzehnten

glaubwürdig galt vor allem die Behauptung, dass der in 
den Unfall verwickelte Zug keine Gefahrgüter transpor-
tiert habe. Während der letzten Solidaritätsreise nach 
Griechenland, bei einem Treffen mit Bahnbeschäftigten 
erfuhren wir im Oktober 24 Folgendes:

»Die beiden Kollegen kennen wir schon seit zwei Jah-
ren, sie sind beide bei der noch nicht privatisierten Bahn-
gesellschaft, die für die Infrastruktur zuständig ist (defizi-
tär, deshalb noch staatlich; der profitable Fahrbetrieb 
wurde an die italienische Eisenbahngesellschaft RAI ver-
kauft). Dazu kam jetzt noch ein Kollege von der Ingenieur-
gewerkschaft (auch Infrastruktur) (früher mal Syriza-na-
he). A., die für uns übersetzte, berichtete zuerst über 

Kundgebung auf dem Syntagma-Platz vor dem griechischen Parlament Ende Januar 2025
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neuere Nachrichten zum schrecklichen Eisenbahnun-
glück letztes Jahr mit über 50 Toten (»Bahnverbrechen«): 
Der Güterzug, mit dem der Personenzug zusammengesto-
ßen war, hatte Sprengstoff (wahrscheinlich für die Ukra-
ine) geladen. Deshalb waren 30 der Toten verbrannt. Die 
Regierung versucht das zu vertuschen.«1

Massenmobilisierung zum 26. Januar 2025

Selbst die Zeitung »Kathimerini« – das griechische Pen-
dant zur deutschen »FAZ« – kam nicht umhin auf die 
Bedeutung der Kundgebung vom 26. Januar hinzuweisen: 
»Bei einer der größten Demonstrationen der letzten Jahre 
auf dem Syntagma-Platz in Athen versammelten sich am 
Sonntag Zehntausende von Menschen, um Gerechtigkeit 
für die Zugkatastrophe von Tempi zu fordern. […] Die 
Proteste folgten auf die Veröffentlichung einer neuen, er-
schreckenden Tonaufnahme, die darauf hindeutet, dass 
Dutzende von Opfern bei der Katastrophe im Februar 
2023 möglicherweise durch ein Feuer unbekannten Ur-
sprungs und nicht durch den Zusammenstoß selbst ums 
Leben kamen.«

Was die »Kathimerini« hier nur nebulös andeutete, 
wurde durch die Veröffentlichung für große Teile der Be-
völkerung zur Gewissheit. Hunderttausende – nicht 
Zehntausende, wie die »Kathimerini« behauptete – 
folgten landesweit den Aufrufen von Angehörigen der 
Opfer des Zugverbrechens. Allein in Athen waren es 
mehrere hunderttausend.

Das Volk vergisst nicht –  
es fordert »Sauerstoff« und Gerechtigkeit

Die Forderung nach »Sauerstoff« bezieht sich auf veröf-
fentlichte Telefonmitschnitte von Verunglückten, die un-
mittelbar vor ihrem Tod über Atemnot und fehlenden 
Sauerstoff klagten.

»Maria Karystianou, eine Vertreterin der Vereinigung 
der Familien der Opfer von Tempi, dankte den Anwe-
senden. Sie beschrieb den Vorfall als Teil einer ‘mafiösen 
Operation zur Vertuschung der Wahrheit‚ und präsen-
tierte eine detaillierte Zeitleiste der Ereignisse nach der 
Katastrophe. […] ‚Wir wollen sicherstellen, dass kein Ver-
brechen ungestraft bleibt‘, schloss sie und fügte hinzu: 

‘Danke an Sie alle, wir werden Erfolg haben.‘ […] Dimitris 
Vervesos, Präsident der Athener Anwaltskammer, wandte 
sich ebenfalls an die Menge und erklärte: ‚Wir sind hier 
auf der Suche nach Sauerstoff. Wir sind hier, um die Ära 
der Vertuschung hinter uns zu lassen‘.«2

Die Empörung und Wut erfassten ganz Griechenland. 
In über 180 Städten und Orten gab es Kundgebungen. In 
der zweitgrößten Stadt des Landes bot sich ein ähnliches 
Bild wie in Athen: Es wurde eine der größten Versamm-

1	 »Gegen Spardiktate und Nationalismus« · Solidaritätsreise nach 
Griechenland Herbst 2024, Seite 19: Weiterhin lebensgefährliche 
Defizite bei der Bahn.

2	 »Kathimerini« vom 26.01.25. Dort wird weiter angedeutet: »Aus dem 
jüngsten Ereignis geht hervor, dass diese Fahrgäste später starben, 
möglicherweise durch Erstickung oder Verbrennungen, da der Zu-
sammenstoß eine massive Explosion und einen Brand verursachte. 
Nach Ansicht von Experten, die von den Familien beauftragt wur-
den, hatte der Güterzug möglicherweise brennbare Stoffe geladen, 
die im Frachtbericht nicht aufgeführt waren."	

lung in Thessaloniki seit mehreren Jahrzehnten. »Stu-
denten, Arbeiter, ältere Menschen, Familien, Instituti-
onen, Verbände und andere folgten dem Aufruf des 
Verbands der Angehörigen der Opfer mit großer Beteili-
gung. Auch Eltern von Kindern, die bei dem Unglück ums 
Leben gekommen sind, waren anwesend. In ihren Erklä-
rungen dankten sie den Menschen für ihre Unterstützung 
und forderten Gerechtigkeit. Es folgte ein Marsch zum 
Neuen Bahnhof, an dessen Spitze die Fahne der Eisen-
bahnergewerkschaft stand. Ein Teil der Demonstranten 
bewegte sich in Richtung des Verwaltungsrats.«3

Aus der drittgrößten Stadt Griechenlands wurde ge-
meldet: »Patras erlebte historische Momente mit einer 
Kundgebung auf dem Georgsplatz und einem Marsch 
durch die Hauptstraßen der Stadt. An der großen Ver-
sammlung nahmen Vertreter der lokalen Regierung, poli-
tischer Parteien, von Institutionen, Verbänden, Gewerk-
schaften, Kollektiven, Studenten, Schüler und normale 
Bürger teil, während der anschließende Marsch vor dem 
Bahnhof von Patras vorbeiführte. In den Erklärungen des 
Bürgermeisters von Patras, Kostas Peletidis4, betonte er 
unter anderem, dass ‘dieses Verbrechen nicht vergessen 
ist und wir heute hier sind, um zu rufen, dass wir es nicht 
vergessen lassen werden‘«5.

Selbst auf abgelegenen und kleineren Inseln beteili-
gten sich beispielsweise 50 von 200 Einwohner:innen. 
Gegen Ende der Kundgebung in Athen kam es zu den 
meist üblichen Auseinandersetzungen, nachdem die Be-
reitschaftspolizei mit Tränengas und Blendgranaten an-
gegriffen hatte, um die Menschenmenge aufzulösen.

»Ein beschämender Tag für den Journalismus«

Unter dieser Überschrift berichtete die »efsyn« weiter: 
»Abschließend ist anzumerken, dass die Berichterstat-
tung über die heutigen massiven Proteste einen beunruhi-
genden Eindruck hinterlassen hat, da die überwiegende 
Mehrheit der regierungsnahen Medien das Thema zumin-
dest zu Beginn der Proteste auf tragische Weise herunter-
spielte.«

Während in den staatsnahen griechischen Medien 
die Vorgänge heruntergespielt wurden, nahmen die bun-
desdeutschen Medien die Ereignisse überhaupt nicht zur 
Kenntnis. Das steht im krassen Gegensatz zu deren »Be-
richterstattung« über Griechenland von vor über zehn 
Jahren. Damals versuchten die Pressehäuser mit ihrer 
Hetze gegen die »faulen Griechen, die über ihre Verhält-
nisse leben würden“, die deutsche Bevölkerung zu ge-
winnen für ihre Spardiktate.

Damals war das Interesse am Klassenkampf in Grie-
chenland, am Abwehrkampf gegen die Troika-Diktate 
auch im linken Spektrum Deutschlands noch groß. Da-
von ist zurzeit nichts mehr zu spüren und selbst in der 
»Jungen Welt“ oder im »nd“ wurde über die Demonstrati-
onen in griechischen Städten kaum berichtet.

A.B., 30. Januar 2025

3	 »Zeitung der Redakteure«, efsyn vom 26.01.25
4	 Seit 2014 ist Kostas Peletidis Bürgermeister von Patras. Er ist Mit-

glied der KKE (Kommunistische Partei Griechenland)	
5	 »Zeitung der Redakteure«, efsyn vom 26.01.25	



31Arbe iterpolit ik Nr . 1 ·  mÄr z 2025

Nachtrag
Nur einen Monat später, am 28. Februar 2025, wurde die 
Kundgebung vom Januar noch weit in den Schatten 
gestellt. Es waren diesmal nicht Hunderttausende, 
sondern Millionen, die in Griechenland auf die Straßen 
strönten. Allein in Athen betrug die Anzahl der Teil-
nehmenden über eine Million, Auch die bundesdeut-
sche Presse, einschließlich der staatlichen Propaganda-
sender ARD und ZDF konnten dies nicht mehr 
verschweigen r. Allerdings blieben die Hintergründe 
unerwähnt; Die Privatisierung der griechischen Eisen-

bahn, die von der Troika seit 2010 erzwungenen Einspa-
rungen, der Abbau von Arbeitsrechten und vieles mehr.  
Das alles hatte zu den katastrophalen Zuständen bei der 
Bahn geführt und war letztendlich für das Zugunglück 
verantwortlich. In der Bevölkerung wird es als Zugver-
brechen gesehen, denn die Einsparmaßnahmen auch im 
Sicherheitsbereich der Bahn gingen zurück auf poli-
tische Entscheidungen. Mit ihnen wurde die kapitali-
stische Wirtschaft in Griechenland saniert – auf Kosten 
der Beschäftigten und der Bevölkerung.

Mama, wir sind nicht angekommen, Tempi, 28/2/2023 · Der Staat mordet, Tempi, Verbrechen · Ich vergesse nicht, 28/2/2023
Es war kein Unfall, kein Unglücksmoment, es war der Unglücksstaat (kaputtgesparte Staat). Wenn dein Kind sagt,  

"ICH HABE KEINEN SAUERSTOFF", das ist, was den Staat zum Mörder macht, 

Mit blutroter Farbe wurden die Namen der Opfer auf das Pflaster vor dem griechischen Parlament gemalt
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